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80. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 15. Dezember 2010

Beginn: 11.00 Uhr
Präsident Dr. Norbert Lammert:
Die Sitzung ist eröffnet.

Nehmen Sie bitte Platz. Guten Morgen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich begrüße Sie alle herzlich zu
der Plenarsitzung des Deutschen Bundestages.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Abgabe einer Regierungserklärung durch die
Bundeskanzlerin
zum Europäischen Rat am 16./17. Dezember
2010 in Brüssel

Zu dieser Regierungserklärung und dem damit ver-
bundenen Thema liegt je ein Entschließungsantrag der
Fraktion der SPD, der Fraktion Die Linke sowie der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor. Nach einer inter-
fraktionellen Vereinbarung sind für die Aussprache im
Anschluss an die Regierungserklärung 90 Minuten vor-
gesehen. – Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist das so
beschlossen.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat
die Bundeskanzlerin, Frau Dr. Angela Merkel.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das

Jahr 2010 war für die Europäische Union, für alle Bürge-
rinnen und Bürger Europas, ein Jahr großer Herausforde-
rungen und auch ein Jahr grundlegender Entscheidungen.
All das, was vorgefallen ist, steht in engstem Zusammen-
hang mit der internationalen Finanz- und Wirtschaftskrise
und den Auswirkungen, die sie hatte. Ich darf sagen: Wir
haben in diesem Jahr erfahren, was den Kern der Wirt-
schafts- und Währungsunion und damit der Europäischen
Union insgesamt ausmacht; wir haben erfahren, dass Eu-
ropa eine Verantwortungsgemeinschaft ist.

Nach dem Zweiten Weltkrieg haben unsere politi-
schen Vorgänger Verantwortung übernommen, für Eu-
ropa und für seine Gemeinschaft. Dies hat zu der längs-
ten Friedensperiode geführt, die es je in Europa gegeben
hat. Deutschland profitiert von dieser Gemeinschaft, von
der Währung und dem Binnenmarkt. Ich darf auch sa-
gen: Deutschland profitiert in ganz besonderer Weise.
Umso ernster nehmen wir heute unsere Verantwortung
für eine gute Zukunft der Europäischen Union.

Der Deutsche Bundestag hat in diesem Jahr seinen
Beitrag dazu geleistet, dass wir feststellen können: Die
Europäische Union wurde durch die Krise der gemeinsa-
men Währung auf das Stärkste gefordert; sie musste sich
bewähren, und sie hat sich bewährt. Die Europäische
Union – ich nenne hier insbesondere die Europäische
Kommission, den Europäischen Rat mit seinem ständi-
gen Präsidenten und die Mitgliedstaaten – hat mutig, ab-
gestimmt und entschlossen gehandelt. Deshalb können
wir auf das bisher Erreichte stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es ist unbestreitbar, dass einzelne Euro-Staaten vor
schwierigen Herausforderungen stehen. Genauso unbe-
streitbar ist aber auch, dass sich der Euro selbst als kri-
senfest erwiesen hat. Ich darf die Frage stellen, was wohl
in den Turbulenzen der Wirtschaftskrise stattgefunden
hätte, wenn wir alle unsere eigene Währung gehabt hät-
ten. Heute kann man sagen: Bei der Binnenstabilität lie-
gen wir im Durchschnitt unter dem Inflationsziel der Eu-
ropäischen Zentralbank von 2 Prozent. Der Wert des
Euro im Vergleich zu anderen Währungen wie etwa dem
amerikanischen Dollar liegt deutlich über dem langjähri-
gen Mittel. Das heißt, der Euro ist bezüglich seines In-
nen- und seines Außenwertes stabil. Das sollten wir trotz
aller Sorgen nicht übersehen; darauf lässt sich aufbauen.

Morgen nun wird der Europäische Rat die Maßnah-
men umsetzen, die wir bereits im Oktober mit den Wei-
chenstellungen eingeleitet haben. Die Chancen dafür ste-
hen gut, dank der ausgezeichneten Vorbereitung durch
die Finanzminister der Euro-Zone, die Europäische
Kommission und den Präsidenten des Europäischen Ra-
tes. Damit werden die beiden Aufträge erfüllt, die der
Europäische Rat im Oktober an den Präsidenten des Eu-
ropäischen Rates und die Europäische Kommission ver-
geben hat.

Erstens wird der Auftrag erfüllt, die Grundzüge eines
auf Dauer angelegten, robusten Krisenbewältigungsrah-
mens der Mitgliedstaaten zu entwickeln, um die Finanz-
Redetext
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stabilität der Euro-Zone als Ganzes zu wahren. Darin
sollen sowohl der Privatsektor als auch der Internatio-
nale Währungsfonds eine Rolle haben, und die Inan-
spruchnahme des Mechanismus soll an strikte Auflagen
geknüpft werden.

Zweitens wird der Auftrag erfüllt, einen Vorschlag für
die zur Einrichtung des Mechanismus erforderliche eng
begrenzte Vertragsänderung vorzulegen, wobei aus-
drücklich das Beistandsverbot in Art. 125 des Vertrages
über die Arbeitsweise der Europäischen Union nicht an-
getastet werden darf.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Auf dieser Grundlage hat Präsident Van Rompuy ge-
meinsam mit der Europäischen Kommission in den letz-
ten Wochen Konsultationen mit den Mitgliedstaaten des
Europäischen Rates geführt. Dazu wird er uns morgen
seinen Bericht vorlegen, und die Oktoberbeschlüsse wer-
den umgesetzt. Außerdem wird die Erklärung der Finanz-
minister der Euro-Zone vom 28. November 2010, in der
die Grundzüge des neuen Mechanismus verabredet wur-
den, vom Europäischen Rat beschlossen werden. Auf die-
ser Grundlage werden wir mit der Kommission die De-
tails – ich betone: die Details – für eine Vereinbarung
unter den Mitgliedern der Euro-Zone bis März 2011 aus-
arbeiten. Die bereits in der Euro-Gruppe vereinbarten
Grundzüge enthalten alle Elemente, für die wir uns in en-
ger Abstimmung mit Frankreich stets starkgemacht ha-
ben und die ich auch für unverzichtbar halte.

Erstens. Es handelt sich um einen Krisenmechanis-
mus der Mitgliedstaaten der Euro-Zone. Das heißt, es
werden keine Hoheitsrechte an die Europäische Union
übertragen.

Zweitens. Voraussetzung für die Auslösung des Me-
chanismus ist die Gefährdung der Finanzstabilität der
Euro-Zone insgesamt.

Drittens. Über die Inanspruchnahme entscheiden wir
in der Euro-Zone einstimmig.

Viertens. Der Internationale Währungsfonds wird eng
eingebunden.

Fünftens. Die Inanspruchnahme des Mechanismus
durch einen Euro-Mitgliedstaat erfolgt auf der Grundlage
einer umfassenden Analyse der Schuldentragfähigkeit,
die die Europäische Kommission und der Internationale
Währungsfonds in Verbindung mit der Europäischen
Zentralbank erstellen werden.

Sechstens. Finanzielle Unterstützung wird an strenge
Bedingungen geknüpft.

Siebtens. Private Gläubiger werden fallweise in die
Krisenbewältigung eingebunden. Ist die Schuldentragfä-
higkeit eines Landes nicht gewährleistet, müssen – ich
wiederhole: müssen – die privaten Gläubiger einen Bei-
trag leisten. Dies entspricht dem, was bei Programmen
des Internationalen Währungsfonds üblich ist.

(Thomas Oppermann [SPD]: Und wer stellt 
das fest?)
– Ich hatte das gesagt. Herr Oppermann, ich wiederhole
es für Sie gerne. Das war unter Punkt fünf: Die Frage der
Schuldentragfähigkeit wird festgestellt von der Europäi-
schen Kommission und

(Thomas Oppermann [SPD]: Einstimmig!)

dem Internationalen Währungsfonds in Verbindung mit
der Europäischen Zentralbank. Das sind die drei Institu-
tionen, die aus unserer Sicht, die aus Sicht der Mitglied-
staaten die Legitimität haben, über die Frage „Schulden-
tragfähigkeit – ja oder nein?“ zu entscheiden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

In den Grundzügen steht an dieser Stelle „unerwarteter-
weise“, weil man nicht den Eindruck erwecken möchte,
dass heute eine solche Situation herrscht. Wenn man un-
erwarteterweise zu der Meinung kommt, dass die Schul-
dentragfähigkeit nicht gewährleistet ist, dann müssen die
privaten Gläubiger beteiligt werden in der Form, dass
ein Weg vereinbart wird, wie die Schuldentragfähigkeit
wiederhergestellt werden kann, und dann fließen die Li-
quiditätsmittel wieder.

(Beifall des Abg. Peter Bleser [CDU/CSU])

Das ist der Mechanismus. Den habe ich eben unter sieb-
tens dargestellt. Das ist beim IWF im Übrigen ähnlich,
was ich schon sagte.

Achtens. Ab 2013 werden wir in der Euro-Zone ein-
heitlich in allen neuen Staatsanleihen entsprechende
Klauseln einführen, die die Grundlage für eine geordnete
Beteiligung der Gläubiger darstellen. Auch das ist nichts
Neues auf der Welt. Diese Collective Action Clauses, wie
es so schön heißt, gibt es bereits heute. Sie wurden durch
den IWF eingeführt. Im Übrigen sind die Anleihen, die
nicht in Euro, sondern in Fremdwährungen getätigt wer-
den, bereits heute mit solchen Klauseln ausgestattet.
Also, auch dies ist für die Märkte nichts unerwartet
Neues.

Neuntens. Nicht-Euro-Mitglieder können sich am
Mechanismus beteiligen, wie dies auch beim Ad-hoc-
Rettungsschirm heute bereits Praxis ist.

Meine Damen und Herren, mit diesen neun Punkten
zur Schaffung des neuen Krisenmechanismus etablieren
wir neue Strukturen. Wir werden Stabilität gewinnen.
Dies gibt uns für die Zukunft mehr Sicherheit. Darum
geht es.

Mehr noch: Mit der Einigung auf diese inhaltliche
Ausgestaltung ist bereits die Einigung auf die neue Ver-
tragsbestimmung vorgezeichnet; denn alle Mitgliedstaa-
ten sind sich einig, die neue Vertragsbestimmung in das
Kapitel im Lissabonner Vertrag einzufügen, das beson-
dere Bestimmungen für die Staaten der Euro-Zone enthält.
Damit soll für die Euro-Zone ein dauerhafter Mechanis-
mus zur Krisenbewältigung geschaffen werden, dessen
Inanspruchnahme aber an strenge Bedingungen geknüpft
ist. Es muss klar sein, dass die Nutzung des Mechanismus
nur in gegenseitigem Einvernehmen erfolgen kann, das
heißt, dass jeweils ein einstimmiger Beschluss erforder-
lich ist. So ist es auch in den Grundzügen des Krisenme-
chanismus vereinbart.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 80. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 15. Dezember 2010 8819

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel

(A) (C)

(D)(B)
Für mich ist wichtig, dass die Gewährung finanzieller
Hilfen auch in Zukunft nur letztes Mittel sein kann. Ich
bin sicher, dass wir uns morgen auf eine präzise und eng
gefasste Vertragsbestimmung für den dauerhaften Me-
chanismus einigen werden und damit die notwendige
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit geschaffen werden.

Jetzt frage ich einfach einmal: Wer hätte es noch vor
wenigen Wochen für möglich gehalten, dass wir in Eu-
ropa das schaffen können? Was wurde nicht alles vorher-
gesagt! Wir haben uns davon nicht entmutigen lassen,
sondern konsequent für den Weg gearbeitet, den Europa
jetzt eingeschlagen hat. Ich erwarte daher, dass der Euro-
päische Rat morgen förmlich das vereinfachte Vertrags-
änderungsverfahren einleiten wird. Das bedeutet, dass
der Europäische Rat nach Anhörung des Europäischen
Parlaments, der Europäischen Kommission und der Eu-
ropäischen Zentralbank voraussichtlich schon bei dem
Treffen der Staats- und Regierungschefs im März 2011
den einstimmigen Beschluss der Vertragsänderung fas-
sen kann.

Anschließend müssen natürlich alle 27 Mitgliedstaa-
ten diese Vertragsänderung gemäß ihren nationalen Vor-
schriften ratifizieren. Wir werden uns dafür als Ziel Ende
2012 setzen, damit keine Verunsicherung aufkommt,
dass der im Augenblick geltende befristete Krisenme-
chanismus nicht eine klare Verlängerung erhält. Diese
Ratifikation wird natürlich eine äußerst wichtige Auf-
gabe für dieses Hohe Haus, für den Deutschen Bundes-
tag sein. Ich hoffe, dass sich eine breite Mehrheit finden
wird, um das Fundament der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion noch stabiler und noch unangreifbarer zu
machen.

Bei all den Details, die ich Ihnen hier geschildert habe
– ich denke, ich muss es Ihnen auch so schildern, weil
die Dinge sehr konkret sind; das ist für die gute Zukunft
des Euro unverzichtbar und hört sich immer sehr tech-
nisch an –, dürfen wir natürlich den eigentlichen Impuls
für unser Handeln nie aus den Augen verlieren. Dieser
Impuls sind nicht Mechanismen, Anleihen, Regeln,
Schuldengrenzen und vieles mehr – so wichtig das alles
im Einzelnen auch ist –, dieser Impuls, der Grund, wa-
rum wir das alles tun, ist etwas anderes: Es ist die gran-
diose Friedens- und Freiheitsidee der europäischen Eini-
gung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie stand vor 50 Jahren mit den Römischen Verträgen
am Anfang des europäischen Einigungswerks. Sie war
der Ausgangspunkt des Handelns der damaligen politi-
schen Generation, der Ausgangspunkt nach fürchterli-
chen Kriegen, Vernichtung und unendlichem Leid für
unseren Kontinent. Diese grandiose Friedens- und Frei-
heitsidee der europäischen Einigung ist das Vermächtnis,
das unserer Generation und künftigen politischen Gene-
rationen hinterlassen wurde. Diesem Vermächtnis fühle
ich mich, die ich erst seit 1919 – 1990 – Bürgerin eines
freien und friedlichen Europas bin, –

(Zurufe von der LINKEN: Oh!)

– ja, das können Sie natürlich nicht verstehen – ganz per-
sönlich verpflichtet.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wissen Sie, ich würde das gar nicht sagen, wenn Sie
nicht immer so reagieren würden.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Das bezog
sich auf Ihren Versprecher „1919“! –
Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: So ein
schöner Versprecher, der so viele Kompli-
mente hervorbringen wird! Sie sehen noch so
jung aus für 1919!)

Meine Damen und Herren, ich fühle mich dem per-
sönlich verpflichtet, als Mensch, aber auch als Bundes-
kanzlerin der wirtschaftlich stärksten Nation. Diese Ver-
pflichtung gilt für alle Mitglieder der Bundesregierung.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auch für Westerwelle?)

Es geht dabei natürlich um eine wirtschaftliche Aufgabe,
aber in erster Linie und vornweg geht es um einen politi-
schen Auftrag, für den vor über 50 Jahren der eine, im-
merwährende Leitsatz gegolten hat, der auch heute und
in den nächsten 50 Jahren gilt: Niemand in Europa wird
alleingelassen, niemand in Europa wird fallen gelassen,
Europa gelingt gemeinsam. Ich füge hinzu: Europa ge-
lingt nur gemeinsam.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Mit diesen Worten haben wir 2007 die deutsche EU-
Ratspräsidentschaft überschrieben. Genauso gehen wir
auch an die aktuellen Aufgaben heran. Europa gelingt
gemeinsam und nur gemeinsam; denn – ich sagte es zu
Beginn – die Wirtschafts- und Währungsunion ist eine
Verantwortungsgemeinschaft. Auch Verantwortung ge-
lingt nur gemeinsam. Verantwortung ist anstrengend. Sie
verlangt jedem in Europa etwas ab. Für den dauerhaften
Erfolg Europas und der gemeinsamen Währung müssen
wir alle, die Organe der Europäischen Union und die
Mitgliedstaaten, unserer Verantwortung gerecht werden.

Die Aufgaben der nächsten Zeit liegen vollkommen
klar auf der Hand. Im Grundsatz gibt es darüber, so
denke ich, auch in diesem Hause weitgehende Einigkeit.
Es geht nämlich um eine tiefere politische und in Bezug
auf den Euro vor allen Dingen erst einmal wirtschafts-
politische Integration, die dann aber auch nach den Re-
geln des wirtschaftlichen Erfolges erfolgen muss. Des-
halb ist es so wichtig, dass wir in den nächsten Monaten
über die weitere politische Integration sprechen, dass wir
aber nicht den Fehler machen, die Vergemeinschaftung
der Risiken, wie es zum Beispiel bei Euro-Bonds ge-
schieht, als Lösung erscheinen zu lassen. Dies ist über-
haupt keine Lösung, sondern die Lösung ist mehr Har-
monie und mehr Wettbewerbsfähigkeit gleicher Art in
den europäischen Mitgliedstaaten und ganz besonders
im Euro-Raum. Darauf muss hingearbeitet werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Solidarität und Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit und vor allen Dingen auch der Haushaltssituation
sind immer zwei Seiten einer Medaille. Wir dürfen
niemals eine dieser Seiten vergessen, weil Europa an-
sonsten insgesamt keinen guten Weg nehmen würde.
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„Verantwortung übernehmen“ heißt, dass auch wir Ver-
antwortung übernehmen müssen – das haben wir in die-
sem Jahr im Übrigen gezeigt –, es heißt aber auch für je-
den Einzelnen, Verantwortung übernehmen zu müssen.

Darüber werden wir in den nächsten Monaten des
kommenden Jahres weiter diskutieren. Wir werden vor
allen Dingen Europa auch auf anderen Feldern weiter als
Verantwortungsgemeinschaft darstellen; denn es geht bei
diesem Rat auch um das Thema strategischer Partner-
schaften von Europa mit anderen Ländern – ich nenne
als Beispiele nur China und Russland –, und es geht da-
rum, dass wir zeigen, dass wir als Europa auch gemein-
same Ziele und Werte vertreten, wenn es um internatio-
nale Verhandlungen geht.

Der Europäische Rat wird sich mit den Ergebnissen
der Konferenz von Cancún befassen. Ich darf unserem
Bundesumweltminister ganz herzlich zu den Erfolgen,
die dort erzielt worden sind, gratulieren. Das war
schwere Arbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Zugabe! –
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich habe gar nicht gehört, dass er da et-
was bewegt hat! – Weitere Zurufe von der
SPD: Oh! – Na ja! – Welche denn?)

– Auch viele von Ihnen waren daran beteiligt. Insofern
können wir alle miteinander froh sein, dass der interna-
tionale Klimaprozess nach der schwierigen Situation, die
nach Kopenhagen entstanden ist, in Cancún weiterge-
gangen ist. Ich glaube, die Freude darüber ist auch auf-
seiten der Opposition klar ausgeprägt, auch wenn man
das nicht bei jeder Wortmeldung sofort erkennen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Es ist zum ersten Mal gelungen, das 2-Grad-Ziel als
Marke für den globalen Klimaschutz festzulegen; wir
sind dafür. Niemand bestreitet, dass jetzt viel Arbeit not-
wendig ist. Deutschland hat sich mit seinem 40-Prozent-
Reduktionsziel verpflichtet, zusammen mit Europa eine
Vorreiterrolle zu spielen. Aber wir müssen Schritt für
Schritt vorgehen. Insofern darf man sich über den Erfolg
von Cancún freuen und der mexikanischen Präsident-
schaft, insbesondere der Außenministerin, ein ganz herz-
liches Dankeschön sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir werden auf diesem Europäischen Rat auch über
die Erweiterung bei Einhaltung der Kriterien für den
Beitritt zur Europäischen Union beraten. Von der Euro-
päischen Kommission wurde am 9. November 2010 ein
Fortschrittsbericht zu den EU-Beitrittskandidaten und zu
solchen Ländern des Westbalkans, die dies werden wol-
len, vorgestellt. Ich finde es sehr bemerkenswert: In die-
sem Fortschrittsbericht wird klar differenziert, und das
ist auch richtig so. Jedes Land, das der EU beitreten
möchte, wird auf dem Weg dorthin an seinen eigenen
Leistungen gemessen. Es gilt, genau hinzusehen, Refor-
men zu fordern und dann die Umsetzung zu unterstüt-
zen. Wenn ein Land alle Kriterien erfüllt, dann ist es na-
türlich beitrittsreif.

Die Europäische Union hat politisch wie wirtschaft-
lich große Vorteile aus der Erweiterung gezogen. Wir in
der Bundesrepublik Deutschland haben das hautnah er-
lebt. Voraussetzung dafür, dass weitere Erweiterungs-
schritte ein Erfolg werden, ist die Beitrittsreife und die
Erfüllung der Beitrittskriterien.

Ich unterstütze deshalb die Entscheidung, auf Emp-
fehlung der Europäischen Union Montenegro den Kan-
didatenstatus zu verleihen. Montenegro wurde un-
missverständlich aufgefordert, weitgehende Reformen
einzuleiten. Erst danach will die Kommission die Auf-
nahme von Beitrittsverhandlungen empfehlen. Dies wird
allerfrühestens im Herbst 2011 der Fall sein. Dann wird
natürlich auch der Deutsche Bundestag formell damit
befasst.

Meine Damen und Herren, wir als Europäische Union
haben in diesem Jahr gemeinsam gehandelt. Wir haben
uns dabei vom Grundsatz unserer gemeinsamen Verant-
wortung für die Währungsunion leiten lassen. Wir haben
das im Bewusstsein des Vermächtnisses getan, das uns
die Väter der europäischen Einigung hinterlassen haben,
und zwar ganz in dem Geiste der Worte, die wir 2007
zum 50. Jahrestag der Römischen Verträge gefunden ha-
ben: „Wir Europäer sind zu unserem Glück vereint“.
Wenn wir das nie vergessen, dann werden wir jede He-
rausforderung meistern – heute und in Zukunft.

Gerade die Entscheidungen zur Zukunft des Euro in
diesem Jahr können uns dabei Mut machen und Kraft ge-
ben. Wir werden diese Entscheidungen jetzt nach und
nach umsetzen. Wir tun das, weil wir wissen: Der Euro
ist unser gemeinsames Schicksal, und Europa ist unsere
gemeinsame Zukunft.

Unsere Zukunft so zu gestalten, dass wir das Glück
der europäischen Einigung für künftige Generationen
schützen können, ist unsere Aufgabe von heute. Dieser
Aufgabe wird sich die Bundesregierung weiterhin mit
ganzer Kraft widmen, und ich hoffe auf die Unterstüt-
zung dieses Hohen Hauses.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält zunächst

der Kollege Dr. Frank-Walter Steinmeier für die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Frank-Walter Steinmeier (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Es gibt europäische Fragen – das habe auch ich
erlebt –, bei denen die Antworten nicht auf der Hand lie-
gen, und niemand sollte so tun, als habe er sie komplett
parat. Die Frage ist nur, ob diese Regierung die Bot-
schaften in den letzten Tagen, insbesondere die gestrigen
Botschaften aus Frankfurt, richtig verstanden hat.
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Gestern war nicht irgendein Tag im europäischen All-
tag. Wenn Sie sich die Agenturmeldungen den Tag über
angeschaut haben, dann wissen Sie, dass es dort hieß:
Die EZB steht an der Kante. – Die FTD hat geschrieben:
„EZB muss Euro-Staaten anpumpen.“ Das Handelsblatt
schrieb: „Hilfe für Schuldensünder wird für EZB zum
Bumerang.“

(Otto Fricke [FDP]: Ist das jetzt geschickt?)

Unterschätzen Sie das nicht: Das, was wir hier von
der EZB gehört haben, war ein letztes Alarmsignal. Frau
Merkel, es war heute zu spüren: Dieses Alarmsignal
wollen Sie nicht wirklich hören.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hat man das zu interpretieren? Ich interpretiere
das so: Es gab eine ziemliche Scheinruhe in den letzten
Tagen, eine relative Ruhe auf den Anleihemärkten, und
diese Scheinruhe hatte einen hohen Preis. Warum? Weil
die Regierungen in Europa nicht gehandelt haben – auch
die deutsche Regierung nicht –, musste die EZB handeln
– es blieb ihr gar nichts anderes übrig –, und das hat sie
getan. Was hat sie getan? Sie hat massenhaft notleidende
Staatsanleihen aufgekauft. Die Folgen sehen wir jetzt.
Das, was droht, ist ein schwerwiegender Vertrauensver-
lust der Europäischen Zentralbank. Was wird damit klar?
Nicht nur Handeln hat seinen Preis – das ist das, womit
Sie in den letzten Tagen immer in den Medien präsent
waren –, auch Nichthandeln hat einen Preis. Hü und hott
haben wir in den letzten Tagen gesehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Aber das ist eben nicht nur hü und hott in den Me-
dien, sondern das hat Konsequenzen: Glaubwürdigkeits-
verlust für die Regierung, Glaubwürdigkeitsverlust auch
für die Europäische Zentralbank, wie wir sehen, die jetzt
mit in den Sog gezogen wird. Das ist nicht zu verantwor-
ten.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Hü und hott ist 
das Markenzeichen der SPD!)

Wenn die Regierungen in Europa in diesen Tagen
nichts Entscheidendes bewegen oder wenn sie einfach
nur weiter darauf setzen, dass die Europäische Zentral-
bank das tut, was sie in den letzten Tagen getan hat, dann
wird diese Zentralbank, ob sie will oder nicht – das kann
sie dann gar nicht verhindern –, zur Bad Bank in Europa.
Sie wissen das genau. Herr Trichet hat es Ihnen gesagt,
Herr Weber hat es Ihnen gesagt.

(Otto Fricke [FDP]: Sie reden das herbei!)

Alle in Europa fordern doch jetzt ein kräftiges Signal, ei-
nen mutigen Entwurf, um die zweifelnden Märkte
– nichts anderes ist es doch, was sich da täglich zeigt –
zu überzeugen.

Deshalb ist mein Schluss aus der Nachrichtenlage des
gestrigen Tages, Frau Merkel, verehrte Mitglieder der
Regierung: Das, was die EZB macht, taugt nicht dauer-
haft als Rettungsschirm, nicht für bankrotte Staaten,
nicht für Banken, die unverantwortliche Kreditpolitik
gemacht haben, nicht für einfallslose Politik. Deshalb ist
das Signal für Europa: Die Zeit des Sichdurchmogelns
ist vorbei.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das Durchwursteln wird in der Lage, in der wir sind,
einfach nicht mehr funktionieren. Ich glaube, Sie, Frau
Merkel, wissen das. Bei Ihrer Rede heute Morgen hatte
ich allerdings den Eindruck, Sie wollen es uns nicht sa-
gen. Wenn man genau hingehört hat bei der Rede, dann
hörte man viel Hoffnung. Da ist viel lautes Pfeifen im
Walde. Aber knapp unter der Oberfläche haben Sie doch
dieselben Befürchtungen, die auch bei den anderen Frak-
tionen hier im Hause bestehen. Die Hoffnung, von der
diese Regierungserklärung heute Morgen getragen war,
ist doch, dass man mit einer kleinen Vertragsänderung
– so haben Sie es eben vorgetragen –, die niemandem so
richtig wehtut, durchkommt. Dann kommt Weihnachten,
und die Finanzmärkte sind weit weg. Dann ist für viele
Skiurlaub, und im Januar schauen wir einmal. Ich sage
Ihnen: So mag man denken, aber das ist keine Politik.
Das zeugt nicht von Verantwortung in der tiefsten Krise
Europas, die jedenfalls ich erlebt habe und an die ich
mich erinnern kann.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Aber ich ahne: Sie haben dieselben Befürchtungen
wie wir. Das, was sich da an Ratlosigkeit und Angst
breitmacht, kann doch nicht der Gradmesser für richtige
Politik sein. Auch Sie haben doch die Befürchtung, dass
die europäischen Partner irgendwann sagen: „Jetzt reicht
es“, oder dass die EZB in den nächsten Tagen sagt: „Bad
Bank in Europa wollen wir nicht länger sein. Wir halten
das nicht aus“, oder dass die Märkte sagen: „Wir lassen
uns über die nächsten zwei, drei Wochen oder gar zwei,
drei Monate nicht einlullen“, und das Elend dann sofort
im Januar beginnt.

Von dem, was in den letzten Tagen und Wochen of-
fensichtlich die Leitmarken Ihrer Politik waren, nämlich
Hoffnung und Angst, können und dürfen Sie sich nicht
leiten lassen. Sie dürfen sich nicht von der leeren Hoff-
nung leiten lassen, dass es schon nicht ganz so schlimm
kommen wird, vor allen Dingen aber nicht davon – das
spüren wir auf der linken Seite des Hauses noch viel
stärker –, dass Ihnen am Ende Ihre eigenen Leute von
der Fahne gehen. Das kann nicht Maßstab für Politik
sein. Sich wegducken, das ist ein kläglicher Abgesang
auf die gestaltende europäische Politik, wie wir sie in
den letzten Jahrzehnten geleistet haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf
von der CDU/CSU)

– Ja, das war Helmut Schmidt. Das habe ich auch gele-
sen. Aber ich bin mir sicher: Helmut Kohl sieht das auf
Ihrer Seite des Spektrums auch nicht ganz anders.

(Beifall bei der SPD)

Leere Hoffnung, Angst oder Befürchtungen, die nicht
mit einer entsprechenden Politik einhergehen: Das
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macht den Zickzackkurs aus, von dem ich schon gespro-
chen habe, und führt letzten Endes dazu, dass diese Re-
gierung vor der europäischen Aufgabe so versagt wie
keine andere vor ihr. Ich glaube, Frau Merkel, Sie spü-
ren, dass Sie sich durch die Entscheidungen und Nicht-
entscheidungen der letzten Wochen in ein Geflecht von
Ankündigungen, Halbwahrheiten und auch Lebenslü-
gen hineinbegeben haben. Aber Sie wissen im Augen-
blick nicht, wie Sie da herauskommen sollen.

Im April haben Sie verkündet: kein Geld für Grie-
chenland. Das Ergebnis ist bekannt. Sie haben gesagt:
Griechenland bleibt ein Einzelfall. Dann kam der Ret-
tungsschirm. Sie haben gesagt: Der Schirm ist Ultima
Ratio; er wird wahrscheinlich gar nicht in Anspruch ge-
nommen. Dann kam Irland.

(Zurufe von der SPD: Ja!)

Sie haben gesagt: Wir wollen keine Transferunion. Ihr
eigener Berater aber sagt: In gewisser Weise haben wir
das schon. Sie haben gesagt: Wir brauchen automatische
Sanktionen. Zusammen mit Herrn Sarkozy haben Sie sie
in Deauville gekippt. Sie haben gesagt: Defizitsünder
werden mit dem Entzug der Stimmrechte bestraft. Heute
war kein Wort davon zu hören. Sie haben gesagt: keine
Euro-Bonds. Ihre Experten sagen: Mit der European Fi-
nancial Stability Facility haben wir sie eigentlich schon.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Na, na, na!)

Sie haben die Gläubigerbeteiligung gefordert. In Ihrer
heutigen Regierungserklärung sind Sie merkwürdig vage
geblieben.

Nicht zu vergessen ist auch das Gezerre um die Fi-
nanztransaktionsteuer. Hier im Parlament ist Frau
Merkel manchmal ein bisschen dafür; auf europäischer
Ebene ist Herr Schäuble manchmal ein bisschen dage-
gen. Geschehen ist jedenfalls nichts. Das ist die dramati-
sche Bilanz nach diesem halben Jahr europäischer Poli-
tik in der Krise. Ich sage Ihnen: Das sehen die Leute in
Ihren eigenen Reihen nicht wesentlich anders als wir.
Das muss Ihnen Sorgen machen, Frau Merkel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber wir stehen in der Tat in diesen Tagen in Europa
vor einer historischen Aufgabe. Es geht um die Zukunft
der gemeinsamen Währung. Mehr noch: Es geht um die
Zukunft des gemeinsamen europäischen Projekts. Es
wird vom Handeln der europäischen Regierungen ab-
hängen, ob wir wieder ins 19. und 20. Jahrhundert, in na-
tionalstaatliches Denken zurückfallen oder – darauf
kommt es an – ob wir jetzt den Mut zu dem nächsten
großen europäischen Sprung aufbringen, das Europa der
Nationalstaaten schrittweise zu überwinden und diese
Europäische Union zu einer politischen Union fortzuent-
wickeln. Diese Frage steht auf der Tagesordnung. Vor
dieser Frage dürfen wir uns nicht verstecken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist meine feste Überzeugung.
Die Unruhe an den Finanzmärkten hat nicht nur mit
der Finanzsituation Griechenlands, Irlands oder Portugals
zu tun. Die Fragen, die die Finanzmärkte stellen, sind fun-
damentaler Natur. Es sind Fragen, die auch die Menschen
stellen. Darin drücken sich Zweifel an der Funktionsfä-
higkeit der europäischen Institutionen aus. Es gibt Zwei-
fel an der Reichweite europäischer Solidarität und an der
europapolitischen Zuverlässigkeit der Deutschen. Da-
rüber reden wir in diesen Tagen. Diese Zweifel beseitigen
wir nicht im täglichen Klein-Klein. Da muss ein großer
Sprung her.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb – da bin ich mir sicher – werden wir diese
Zweifel, die ich eben beschrieben habe, nur beseitigen,
wenn wir auf die sich stellenden Fragen klar und unmiss-
verständlich antworten.

Keine Einzelmaßnahme – nicht die Aufstockung des
Rettungsschirms, kein Euro-Bond, nicht ein weiteres
EZB-Aufkaufprogramm – wird in der Lage sein, die
Zweifel zu überwinden, von denen ich spreche. Wir
brauchen aus meiner Sicht einen wirklich umfassenden
Ansatz, der aus drei Elementen besteht:

Erstens. Wir brauchen die Gläubigerbeteiligung durch
einen intelligenten Haircut. Die Krisenstaaten Griechen-
land, Irland und Portugal werden auf absehbare Zeit – das
wissen Sie in der Regierung auch – nicht in der Lage sein,
auf einen nachhaltigen Wachstumspfad zurückzukom-
men. Wenn die Anpassungslast am Ende nicht allein bei
den europäischen Steuerzahlern ankommen soll – darum
geht es mir –, dann muss der Weg der Gläubigerbeteili-
gung durch einen intelligenten Haircut beschritten wer-
den, bevor die EZB die schlechten Anleihen wieder ins
Portfolio aufnimmt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Zweitens – das wird unumgänglich sein, wenn wir im
Januar 2011 nicht wieder über dieselben Themen mit der
derselben Tagesordnung miteinander reden wollen –:
Damit die Krise nicht noch auf andere stabile Volkswirt-
schaften in Europa übergreift, brauchen wir ein klares
Signal europäischer Solidarität. Ich sage Ihnen voraus,
dass dieses Zeichen der europäischen Solidarität – auch
wenn wir das heute verdrängen; wir werden dazu gleich
noch mehrere Redner von Ihnen hören – höchstwahr-
scheinlich eine Unterfütterung durch einen erweiterten
europäischen Rettungsschirm braucht.

Drittens. Wir müssen endlich den Geburtsfehler der
Wirtschafts- und Währungsunion beseitigen und zu einer
politischen Union kommen. Eben wurde dazwischenge-
rufen: Euro-Bonds. Ich finde, wir sollten uns zu schade
sein, die Fragen, die uns im Augenblick gestellt werden,
immer nur mit Ja oder Nein zu beantworten. Wenn wir
zu der politischen Union kommen wollen – und zwar mit
europäischer Solidarität, wie ich sie verstehe –, dann
müssen die Antworten anspruchsvoller ausfallen. Jeder
von uns, auch auf dieser Seite des Bundestages, weiß,
dass die Antwort nicht allein „Euro-Bonds“ lautet.
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Den Weg zur politischen Union werden wir nur gehen
können, wenn wir uns in Europa auf klare Regeln und
solide Haushaltspolitik sowie auf Mindeststandards für
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik verständigen. Das gilt
aber auch da, wo die Verständigungen am stärksten blo-
ckiert waren, etwa im Steuerrecht. Es kann doch nicht
sein, dass Länder wie Irland oder durch neue Entschei-
dungen jetzt auch Ungarn ihre Standards zulasten ande-
rer Mitgliedsländer nach unten verändern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Da brauchen wir eine engere wirtschaftspolitische Ab-
stimmung und Homogenisierung.

Dann sage ich Ihnen: Ja, in diesem Zusammenhang
macht auch das Nachdenken über limitierte Euro-Bonds
einen Sinn. In diesem Zusammenhang sind sie tatsäch-
lich verantwortbar. Wir sollten uns endlich aus einer
kleinlichen Instrumentendebatte befreien, die uns mit
den immer gleichen Fragen und den immer gleichen
Antworten aufgedrängt wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Wir müssen vielmehr die Größe der Frage erkennen, die
wir hier zu beantworten haben.

Frau Merkel, auch wenn Sie in der Regierungserklä-
rung etwas anderes gesagt haben, sage ich Ihnen voraus:
Das meiste von dem, was ich eben als Aufgabe beschrie-
ben habe, wird kommen, und zwar nicht nur, weil es ver-
nünftig ist, sondern weil wir die Risiken, mit denen wir
im Augenblick zu kämpfen haben, für die Zukunft ver-
meiden wollen.

Ob wir den im Augenblick in Europa bestehenden
Grundzweifel an Deutschlands europapolitischer Glaub-
würdigkeit beseitigen können, hängt von der entschei-
denden Frage ab, wie wir uns in dem Diskussionsprozess
der nächsten Wochen darstellen, ob das alles gegen den
Widerstand eines unentschiedenen, zögernden und zwei-
felnden Deutschlands kommt oder ob wir die Kraft für
wirkliche Gestaltung in Europa zurückgewinnen. Ehr-
lichkeit, Mut und Klarheit, das ist aus meiner Sicht ge-
fragt, nicht leere Hoffnung und Angst. Unsere Partner
erwarten von uns – darauf weise ich ausdrücklich hin –
ein klares Bekenntnis zum europäischen Projekt. Sie er-
warten, dass wir uns eben nicht wegducken, sondern
dass wir Verantwortung übernehmen. Wenn ich sage
„Verantwortung übernehmen“, dann meine ich die euro-
päische Verantwortung. Damit wir uns nicht missverste-
hen: Wenn wir europäische Verantwortung übernehmen,
dann liegt das im deutschen Interesse.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD – Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun die Kollegin Birgit Homburger

für die FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Birgit Homburger (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wenn die Staats- und Regierungschefs in dieser Woche
zusammenkommen, um einen Krisenmechanismus für
den Euro zu beschließen und um Vertragsänderungen auf
den Weg zu bringen, dann befinden sie sich nicht nur in
dieser Hinsicht in einer außerordentlich schwierigen Si-
tuation. Es gilt, den Euro zu schützen. Es gilt, unsere
Währung zu stabilisieren, für einen harten Euro zu strei-
ten. Aber es geht in diesem Zusammenhang auch um die
Zukunft Europas. Das ist uns klar; das ist auch der Re-
gierung klar. Europa hat – das wissen wir; das ist hier in
der Debatte schon zum Ausdruck gekommen – für die
längste zusammenhängende Periode von Frieden, Frei-
heit und Wohlstand gesorgt. Deshalb wollen wir dieses
Europa stärken. Aber eine solche Stärkung wird man
nicht dadurch erreichen, dass man die Starken schwächt
oder die Prinzipien der Wirtschafts- und Währungsunion
infrage stellt oder weiter aufweicht. Es geht nur dadurch,
dass man diese Prinzipien, die Grundleitlinien der Euro-
päischen Union, stärkt.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die Bundeskanzlerin hat gesagt: Europa ist eine Ver-
antwortungsgemeinschaft. Europa ist vor allen Dingen
auch eine Stabilitätsgemeinschaft. Diese Stabilitätsge-
meinschaft muss im Angesicht der Krise gestärkt wer-
den. Eine Veränderung hin zu einer Transferunion mag
dem einen oder anderen bequem erscheinen. Das würde
allerdings Europa auf Dauer schwächen und in seinen
Grundfesten erschüttern. Deshalb kämpfen wir für eine
Stabilitätskultur.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das ist der Grund, warum sich der Deutsche Bundestag
in den letzten Wochen massiv engagiert hat. Wir haben
mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen eindeutige,
klare Beschlüsse gefasst und der Bundesregierung bei
ihren schwierigen Verhandlungen in Europa den Rücken
gestärkt. Diese Beschlüsse gelten fort.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Ich sehe schon die Begeisterung bei Frau
Merkel!)

Ich kann die Opposition in diesem Hause nur auffor-
dern, die Bundesregierung bei der Wahrnehmung der In-
teressen Deutschlands in Europa, die darin bestehen,
eine Stabilisierung zu erreichen, zu unterstützen, anstatt
ihr in den Rücken zu fallen. Ich halte an dieser Stelle
fest: Die Mehrheit des Deutschen Bundestages steht klar
hinter der Verhandlungslinie der Bundesregierung.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

In den letzten Wochen wurde der Rahmen für einen
dauerhaften Krisenmechanismus abgesteckt. Jetzt gilt es,
das durch entsprechende Vertragsänderungen umzuset-
zen; das ist die Aufgabe, vor der wir stehen. Es ist wich-
tig, das, was wir auf europäischer Ebene vereinbart ha-
ben, jetzt auch vertraglich zu formulieren.
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Dazu gehört aus unserer Sicht ganz eindeutig die
Ultima Ratio. Hilfen gibt es nur als Ultima Ratio. Das
bedeutet, dass die betroffenen Staaten selbst alle notwen-
digen Maßnahmen ergreifen, und es bedeutet genauso
– Herr Steinmeier, Sie haben das gerade angesprochen –,
dass private Gläubiger in allen Phasen beteiligt werden.
Dafür hat die Euro-Gruppe am 28. November die Grund-
lage geschaffen, und auf dieser Grundlage muss man
jetzt aufbauen. Für den Fall der Insolvenz ist eine zwin-
gende Beteiligung der Gläubiger, der Haircut, vorgese-
hen, Herr Steinmeier. Genau das haben wir in harten
Verhandlungen erreicht. Wir haben damit genau das ge-
tan, was Sie jetzt plötzlich einfordern.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir sind überzeugt, dass nur mit einer solchen Betei-
ligung von Gläubigern Risiken minimiert werden und
dass sich Zinsen der Bonität anpassen. Wenn man die
Zinsen wirken lässt, ist das das beste Mittel, um die Ei-
genverantwortung zu stärken. Deshalb gilt für uns die
Ultima Ratio: Nur wer am Kreditmarkt keine Refinan-
zierung bekommt, kann Hilfen der europäischen Partner
bekommen. Das muss auch vertraglich entsprechend
vereinbart werden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Herr Steinmeier, diese Koalition und diese Bundes-
regierung haben Verantwortung übernommen, und zwar
von Anfang an. Als es um Griechenland ging, haben wir
klar Verantwortung übernommen. Es war richtig, von
den betroffenen Ländern eigene Anstrengungen zu ver-
langen. Es war richtig, den IWF mit seiner Erfahrung
einzubinden. Es war richtig, dass die Bundesregierung
nicht gleich Geld ins Schaufenster gelegt, sondern zu-
nächst einmal einen klaren Mechanismus gefordert hat.
Ja, wir haben Verantwortung übernommen, nicht nur bei
Griechenland, sondern auch für den gesamten Rettungs-
pakt, der geschnürt worden ist. Sie, meine sehr verehrten
Damen und Herren von der Opposition, waren nirgends.
Sie haben nicht zugestimmt. Sie haben Ihre Verantwor-
tung für Europa nicht wahrgenommen.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt doch gar nicht!)

Deshalb sind Sie die Letzten, die dieser Bundesregie-
rung hier Vorwürfe machen können.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – 
Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Herr Steinmeier, Sie haben das Hü und Hott der letz-
ten Tage beklagt.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kubicki hat doch recht! Kubicki hat
recht!)

Das kam doch nicht von dieser Koalition, und es kam
auch nicht von dieser Bundesregierung; sie hatte eine
klare Haltung. Ich bin überzeugt davon, dass es nicht
hilfreich ist, täglich neue Forderungen zu stellen, nach-
dem man sich auf die Grundstruktur eines Hilfsmecha-
nismus verständigt hat. Diese Forderungen schüren nur
weitere Verunsicherung. Sehr geehrter Herr Steinmeier,
Sie haben hier zur EZB erklärt, sie sei auf dem Weg zu
einer Bad Bank. Das ist schlicht und ergreifend unver-
antwortlich. Sie reden diese Situation herbei. Das ist
nicht akzeptabel.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Dass Sie
das zulassen, ist unverantwortlich!)

Sie haben hier demonstrativ Bekenntnisse zu Europa ge-
fordert. Unser Bekenntnis zu Europa ist so klar, wie es
klarer nicht sein kann.

(Rolf Schwanitz [SPD]: Das haben wir 
gehört!)

Sie fordern hier Bekenntnisse ein und erklären, dass
beispielsweise eine Garantie für alle Schulden anderer
Länder notwendig sei, mittelfristig auch Euro-Bonds.
Sehr verehrter Herr Steinmeier, demonstrative Bekennt-
nisse sind kein Ersatz für eine politische Lösung, und sie
sind vor allen Dingen kein Ersatz für eine Krisenbewälti-
gung. Deshalb fordern wir Sie auf: Arbeiten Sie ganz
konkret an der Krisenbewältigung mit! Verlangen Sie
nicht einfach nur Bekenntnisse! Worte werden nicht rei-
chen, um die Situation zu bewältigen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Europa übt Solidarität.

(Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was?)

Das ist in diesem Jahr so deutlich geworden wie selten
zuvor. Aber Solidarität ist keine Einbahnstraße. Solidari-
tät bedeutet, dass die Starken den Schwachen helfen.
Aber Solidarität bedeutet auch, dass diejenigen, die be-
troffen sind, selber Anstrengungen unternehmen müs-
sen; das gehört genauso dazu.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Diese Sprüche! Da weiß die FDP
besonders gut Bescheid!)

Von dieser Solidarität hat Deutschland die größte Last
getragen. Wir sind weiter bereit, unserer Verantwortung
gerecht zu werden. Aber wir machen genauso deutlich,
dass es auf europäischer Ebene keine Vollkaskomentali-
tät und keine Vollkaskoversicherung geben kann.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – 
Sigmar Gabriel [SPD]: Peinlich!)

Wenn wir über die Euro-Bonds reden, dann geht es
nicht um irgendeine kleinliche Instrumentendebatte, son-
dern dann geht es im Kern um die Frage, ob es einen
Druck in Richtung Haushaltskonsolidierung gibt oder ob
es diesen Druck zukünftig nicht mehr gibt. Gemeinsame
europäische Anleihen führen dazu, dass diejenigen Län-
der, die die Haushaltssanierung in der Vergangenheit
nicht ernst genug genommen haben und die erst jetzt auf
dem Weg zur Haushaltskonsolidierung sind, diesen
Druck nicht mehr verspüren, weil sie eine Absicherung
bekommen. Gemeinsame Anleihen, das bedeutet nichts
anderes als einen Länderfinanzausgleich auf europäi-
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scher Ebene. Das bedeutet, dass Deutschland dauerhaft
für die Schulden anderer Länder zahlen würde. Das kön-
nen wir nicht zulassen, das wollen wir nicht zulassen,
und das werden wir auch nicht zulassen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Es ist wichtig, dass jetzt ganz klar festgelegt wird,
was europäisch vereinbart ist, nämlich das Einstimmig-
keitsprinzip.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: So fiel die 
DDR auch auseinander! Kubicki hat recht!)

Das Einstimmigkeitsprinzip ist die Lebensversicherung
auch für die deutschen Sparer. Es stellt sicher, dass sie
nicht plötzlich für die Schulden aller anderen Europäer
in Haftung genommen werden können. Die Schulden an-
derer Länder müssen auch die Schulden anderer Länder
bleiben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Weit über den Europäischen Rat hinaus gilt, dass wir
an einer Verschärfung des Stabilitätspakts arbeiten.
Dazu, sehr verehrter Herr Steinmeier, will ich Ihnen
schon sagen: Es ist dreist, was Sie sich hier erlauben:

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU – Carsten Schneider [Erfurt]
[SPD]: Kubicki!)

von einer Stabilisierung zu reden, obwohl Sie diejenigen
waren, die im Jahr 2005 den Stabilitätspakt auf europäi-
scher Ebene ausgehebelt haben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Sören Bartol [SPD]: Keine Ahnung! Der
Kubicki hat doch recht! – Dr. Frank-Walter
Steinmeier [SPD]: Ich prophezeie 3 Prozent! –
Weitere Zurufe von der SPD)

Sie sind diejenigen, die Verantwortung dafür tragen, dass
Europa überhaupt in eine solch schwierige Situation ge-
kommen ist.

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir versuchen jetzt mühselig, auf europäischer Ebene
das zu erreichen, was Sie eingefordert haben,

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: So fiel die 
DDR auch auseinander! Kubicki!)

nämlich eine Stärkung des Stabilitätspakts, einen Früh-
warnmechanismus, bessere Kontrollierbarkeit, automati-
sche Sanktionen und auch eine bessere Koordinierung in
der Wirtschafts- und Haushaltspolitik. Das ist sicherlich
notwendig. Das alles ist auf den Weg gebracht und muss
in dieser schwierigen Situation verhandelt und diskutiert
werden.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Den Libera-
lismus in seinem Lauf halten weder Ochs noch
Esel auf!)

Es sind harte Verhandlungen, die auf europäischer
Ebene geführt werden. Es ist ein klarer Kurs gefordert.
Dieser klare Kurs, der alle in die Solidarität nimmt, der
ein Bekenntnis zu Europa darstellt, ist ein Stabilitäts-
kurs, an dem Europa ein vitales, eigenes Interesse hat.
Deshalb wollen wir diesen Stabilitätskurs fortführen –
für eine Europäische Union, die in ihren Mitgliedslän-
dern Frieden sichert, Freiheit sichert und auch weiterhin
Wohlstand sichert. Die Bundesregierung hat bei dieser
schwierigen Aufgabe die volle Unterstützung der Mehr-
heit dieses Hauses und – davon bin ich überzeugt – auch
der Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger, wenn sie hart
verhandelt.

Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Dr. Gesine Lötzsch ist die nächste Rednerin für die

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr geehrten

Damen und Herren! Sie, Frau Merkel, eilen von einem
Großbrand zum nächsten und wollen den Eindruck er-
wecken, dass Sie alles im Griff haben. Die Wahrheit aber
ist, dass zahlreiche Brandherde weiter schwelen und es
nur eine Frage der Zeit ist, wann sie wieder auflodern.
Sie aber wehren sich mit Händen und Füßen dagegen,
nach den Brandursachen zu suchen, und sind auch nicht
bereit, die Brandstifter so zur Verantwortung zu ziehen,
dass sie nie wieder in die Versuchung kommen, ein
neues Feuer zu legen.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Merkel, Sie sehen eine Ursache für diese Krise
in den überschuldeten Haushalten der Euro-Länder und
fordern deshalb einen eisernen Sparkurs. Das klingt für
den einen oder anderen CDU-Wähler ganz gut; doch es
hat dramatische Folgen für ganz Europa. Wir erinnern
uns: Sie wollten die Wahlen in Nordrhein-Westfalen ge-
winnen und Rot-Rot-Grün verhindern. Darum hatten Sie
ein so brutales Kürzungspaket für Griechenland ge-
schnürt, dass selbst der beinharte IWF-Chef Strauss-
Kahn Bedenken anmeldete. Sie wussten doch, dass die
Griechen diese Auflagen niemals erfüllen konnten.
Trotzdem haben Sie von ihren ökonomisch unsinnigen
Forderungen nicht abgelassen.

Das Ergebnis war vorhersehbar: Griechenland befin-
det sich in der heftigsten Krise seit dem Zweiten Welt-
krieg und wird seine Schulden auf absehbare Zeit nicht
zurückzahlen können. Das Beispiel Griechenland hat Sie
aber nicht bewegen können, Ihre falsche und kostspie-
lige Strategie zu ändern. Auch Irland, Spanien und Por-
tugal haben Sie eine entsprechende Rosskur verschrie-
ben. Können Sie aus Ihren Fehlern nicht lernen, oder
verfolgen Sie ganz andere Ziele, Frau Merkel? Es geht
Ihnen doch gar nicht um ein gemeinsames, friedliches
Europa; es geht Ihnen vielmehr um die Rettung der An-
lagen der deutschen Banken in diesen Ländern.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der 
FDP: Ach so!)
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Deutsche Banken haben allein in Griechenland,
Irland, Portugal und Spanien 318 Milliarden Euro inves-
tiert. Diese Milliarden wollen die deutschen Banken
ohne Verluste und hochverzinst zurückhaben. Das er-
warten sie von Ihnen. Frau Merkel, Sie müssen uns end-
lich sagen, in wessen Auftrag Sie am Donnerstag eigent-
lich verhandeln: Verhandeln Sie im Auftrag der
Bürgerinnen und Bürger oder im Auftrag dieser deut-
schen Banken?

(Beifall bei der LINKEN)

Für beide gleichzeitig können Sie nämlich nicht verhan-
deln, weil die Interessen der Bürgerinnen und Bürger in
der Bundesrepublik nicht im Ansatz mit den Interessen
der deutschen Banken deckungsgleich sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Ursache der Euro-Krise sind nicht überschuldete
nationale Haushalte, sondern ist das schnelle ökonomi-
sche Auseinanderdriften der Volkswirtschaften in der
Euro-Zone. Die Agenda 2010 hat diesen Prozess noch
dramatisch beschleunigt. Ich will Ihnen das einmal an ei-
nem aktuellen Beispiel deutlich machen: In den französi-
schen und dänischen Schlachthöfen werden Mindest-
löhne gezahlt – in deutschen Schlachthöfen nicht.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mit Frau Lötzsch Seit’ an Seit’! Es
wächst zusammen, was zusammengehört! Das
hat schon Herr Kubicki erkannt!)

Das hat dazu geführt, dass Schlachthöfe in Dänemark
schließen mussten und die französischen Arbeitgeber
von der EU fordern, in Deutschland auf Mindestlöhne zu
drängen. Die Deregulierung des deutschen Arbeitsmark-
tes bringt alle anderen europäischen Länder, die gerechte
Löhne zahlen, in größte Schwierigkeiten.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der 
FDP: Oh!)

Es sind also nicht nur die Hochtechnologien, die zu ei-
nem deutschen Exportüberschuss führen – um mit dieser
Legende einmal aufzuräumen –, sondern es ist auch der
unfaire Wettbewerb um die niedrigsten Löhne, den die
Bundesregierung den anderen Volkswirtschaften auf-
zwingt. Das muss endlich ein Ende haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Eine andere Ursache der Euro-Krise liegt in der Fehl-
konstruktion des Euro selbst. Waren die Väter des Euro
wirklich so naiv, zu glauben, dass allein die Währung in
der Lage sei, diesen unterschiedlichen Volkswirtschaften
Europas eine gemeinsame Basis zu geben? Ich sage Ih-
nen: Die Einführung des Euro, wie sie damals geschehen
ist, war eine Einladung zum Schuldenmachen. Mit dem
Euro in der Hand konnten auch schwache Volkswirt-
schaften zu niedrigen Zinsen Kredite aufnehmen und
sehr zur Freude deutscher Exporteure in Deutschland auf
Shoppingtour gehen. Das ist nämlich die Wahrheit.

(Beifall bei der LINKEN)

Was wir jetzt brauchen, sind Investitionen in die Zu-
kunft Europas. Selbst das regierungsfreundliche Han-
delsblatt fordert jetzt ein europäisches Konjunkturpro-
gramm von 347 Milliarden Euro, um aus dieser
schweren Krise herauszukommen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Waren das nicht 
346 Milliarden Euro?)

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung fordert
eine einmalige Vermögensabgabe zur Sanierung unserer
Haushalte. Doch ich sage Ihnen: Jedes Konjunkturpro-
gramm ist für die Katz, wenn wir nicht endlich die Fi-
nanzmärkte wirksam regulieren.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der 
FDP)

Es ist doch sinnlos, wenn wir die öffentlichen Haus-
halte nur sanieren, damit wir wieder die Kosten der
nächsten Finanzkrise übernehmen können. Es ist für mich
völlig unbegreiflich, dass es die Bundesregierung seit
zwei Jahren nicht geschafft hat, für eine bessere Kontrolle
der Finanzmärkte zu sorgen. Neuerdings, Frau Merkel,
fordern Sie ja auch die privaten Anleger auf, ein Risiko
mitzutragen. Einverstanden. Aber warum fangen Sie
nicht gleich bei den deutschen Banken an? Worauf warten
Sie noch?

(Beifall bei der LINKEN – Volker Kauder
[CDU/CSU]: Die sind offenbar die Schlimms-
ten, was?)

Die Linke fordert eine Finanztransaktionsteuer und
eine wirksame Kontrolle der Finanzmärkte. Wer eine
Währung ohne eine abgestimmte Wirtschafts-, Finanz-
und Sozialpolitik einführt, der handelt unglaublich ver-
antwortungslos.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist doch völlig absurd, in der Europäischen Union
eine Konkurrenz um die niedrigsten Unternehmensteu-
ern überhaupt zuzulassen. Noch absurder ist es, dass Ir-
land EU-Hilfen bekommt, ohne dass eine Anhebung der
unanständig niedrigen Unternehmensteuern vereinbart
wurde. So werden die Dinge nie in Ordnung gebracht,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir als Linke sind der Auffassung, dass der Euro nur
gerettet werden kann, wenn die Finanzmärkte streng
kontrolliert und reguliert werden und endlich eine ge-
meinsame Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik ver-
traglich vereinbart wird. Euro-Bonds oder der Ankauf
von Staatsanleihen durch die Europäische Zentralbank
sind im Rahmen einer Rettungsaktion als Übergangslö-
sung wichtig. Eine grundsätzliche Revision des Lissa-
bonner Vertrages ersetzen sie allerdings nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Bundeskanzlerin, überdenken Sie Ihre Rolle in
Europa! Bringen Sie unser Land nicht weiter in Verruf!
Suchen Sie nach gemeinsamen Lösungen, die Europa
stärken und nicht in Stücke reißen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 80. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 15. Dezember 2010 8827

 

(A) (C)

(D)(B)
Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun der Kollege Volker Kauder für

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Volker Kauder (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!

Es war unsere Generation, die das Thema Europa in den
Mittelpunkt ihrer politischen Arbeit gestellt hat. Es war
unsere Generation, die an der deutsch-französischen
Grenze die Schlagbäume weggerissen und gesagt hat:
Wir wollen ein Europa ohne Grenzen! – Die Einheit Eu-
ropas haben wir formuliert. Das ist unsere Zukunft.
Deutschland ist unser Vaterland. Europa ist unsere Zu-
kunft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Zurufe von der SPD)

Das waren die Formulierungen. An diesen Kernaussagen
hat sich überhaupt nichts geändert.

(Zuruf des Abg. Thomas Oppermann [SPD])

Wir haben in vielen, vielen Europawahlkämpfen ge-
zeigt – viel mehr als manch anderer hier auf der linken
Seite dieses Hauses –, dass wir zu Europa stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben keinen Zweifel an Europa gelassen. So bleibt es
auch in Zukunft. Wir haben alle großen Entscheidungen in
Deutschland mit Europa verbunden. Im Zusammenhang
mit einer der größten Entscheidungen der Nachkriegsge-
schichte und einer der glücklichsten Entscheidungen der
Nachkriegsgeschichte haben wir schließlich immer for-
muliert: Deutsche Wiedervereinigung, deutsche Einheit
und europäische Einheit gehören zusammen. Ein größe-
res Bekenntnis zu Europa kann man gar nicht abgeben,
als wir es getan haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Thomas Oppermann [SPD]: Aber jetzt müssen
Taten folgen!)

Zu diesen beiden Punkten – Deutschland als Vater-
land, Europa als Zukunft – kommt heute dazu: Der Euro
ist unsere Währung. Diese drei Positionen bestimmen
unsere Politik. Wenn wir uns für den Euro einsetzen,
wenn wir alles dafür tun, dass der Euro stabil bleibt,
dann handeln wir schließlich auch im deutschen Inte-
resse; denn der Euro ist die deutsche Währung. Diese
wollen und werden wir erhalten. Da kann sich jeder auf
uns verlassen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir wissen, dass die inzwischen berühmt gewordenen
Märkte auch die Solidarität in Europa testen. Ich kann
nur sagen: Sie können sich darauf verlassen, dass wir,
weil der Euro unsere Währung ist, schon aus ureigenem
Interesse alles für den Euro tun werden. Wir werden den
Spekulanten zeigen: Wir sind solidarisch in Europa. Wir
werden nicht zulassen, dass der Euro attackiert wird.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Wovon träumst
du nachts?)

Jetzt, Herr Steinmeier, kommt es natürlich darauf an,
dass man nicht einfach so daherredet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN – Thomas Oppermann [SPD]: Aber
Sie!)

Auch ein Oppositionspolitiker trägt in solch schwierigen
Fragen Verantwortung. Jetzt will ich Ihnen einmal sagen,
was Verantwortung bedeutet: Ich rate dringend – dies
halte ich für außerordentlich klug –, dass weder ein Op-
positionspolitiker noch jemand anderer die Unabhängig-
keit unserer Notenbank in Zweifel zieht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Zu-
ruf des Abg. Dr. Frank-Walter Steinmeier
[SPD])

– Nein, Herr Steinmeier, so einfach kommen Sie nicht
davon. Es ist nicht Aufgabe des deutschen Parlaments,
darüber zu diskutieren, was die Europäische Zentralbank
in eigener unabhängiger Verantwortung tun darf oder
nicht. Das gefährdet nämlich die Dinge in Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir alle haben ein natürliches Interesse an einem sta-
bilen Euro. Sie selber haben – zumindest zum Start des
Euro – den Menschen versprochen, dass der Euro so sta-
bil und hart ist wie die D-Mark. Aber kaum waren Sie in
der Regierungsverantwortung, haben Sie dies alles ver-
gessen. Sie haben die Stabilität des Euro für einen kurz-
fristigen vermeintlichen Erfolg in Ihrer Regierungspoli-
tik aufgeben. Das hat mit Verantwortung für Stabilität
nichts zu tun. Deswegen brauchen Sie aus der Opposi-
tion heute keine so großen Töne zu spucken. Sie haben
allen Grund, in sich zu gehen, und sollten hier keine sol-
chen Reden führen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die Stabilität des Euro ist ganz entscheidend dafür,
dass der Satz, dass Europa unsere Stärke und Zukunft ist,
wahr wird. Der Euro wird nicht dadurch stark, wie es
heute eine Journalistin in der Welt zu Recht schreibt,
dass der Konsum national gesteuert wird und die Schul-
den auf die europäische Ebene gehoben werden. Dann
gibt es nämlich keinen Anreiz mehr.

Herr Kollege Steinmeier, was ist das für eine Argu-
mentation? Sie haben mit uns allen dafür gestritten und
gestimmt, dass wir die Schuldenbremse in das Grundge-
setz bringen. Aber mit der Schuldenbremse ist das, was
Sie vor wenigen Minuten hier an diesem Rednerpult ge-
sagt haben, in keiner Weise vereinbar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Leider!)

Sie sollten uns mehr darin unterstützen, dass wir auch in
anderen europäischen Ländern mehr Verständnis für
Haushaltsdisziplin und schuldenbremsende Politik be-
kommen, anstatt solche Reden zu führen, die niemanden
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in Europa dazu motivieren, die Haushalte zu sanieren
und Schulden zurückzuführen.

Wenn ich sage, wir brauchen einen starken Euro, weil
Europa unsere Zukunft ist, dann sollten wir, wie die
Bundeskanzlerin zu Recht angemerkt hat, in diesen Ta-
gen nicht nur auf die Rettung unserer Währung schauen.
In diesen Monaten, Wochen und Tagen findet nämlich
eine intensive weltweite Politik statt, bei der wir auf die
Stärke Europas angewiesen sind. Ich möchte es von die-
sem Pult einmal ausdrücklich sagen: Wir freuen uns da-
rüber, dass Deutschland so stark und so gut aus der Krise
herausgekommen ist. Wir wissen aber auch, dass wir
trotz dieser Stärke die Dinge, die weltweit geregelt wer-
den müssen, ohne Europa nicht regeln könnten. Das
heißt, wir brauchen Europa auch im eigenen Interesse.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wir können doch nicht zuschauen, wie der ganze
Rohstoffmarkt auf einmal von China bearbeitet wird.
Wir können doch nicht zuschauen, wenn China auf ein-
mal eine Afrika-Politik macht, die mit dem, was wir in
Europa wollen, nicht harmoniert. Wir müssen doch se-
hen, dass wir bei den WTO-Verhandlungen unsere Inte-
ressen durchsetzen. Herr Steinmeier, Sie wissen ganz ge-
nau: An diesem Pult Regelungen für eine Beteiligung
der Finanzmärkte zu fordern, ist etwas ganz anderes, als
das europaweit oder weltweit durchzusetzen. Diese Re-
gierung müht sich.

(Sören Bartol [SPD]: Wo denn?)

Darin sollten Sie sie unterstützen, statt sie öffentlich zu
attackieren. Das liegt in schwieriger Zeit im nationalen
Interesse.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wir haben deshalb allen Grund,
der Bundeskanzlerin, dem Bundesaußenminister und un-
serem Finanzminister viel Erfolg bei der Durchsetzung
des heute hier als richtig skizzierten Weges in den nächs-
ten Tagen in Brüssel zu wünschen. Wir begleiten die Ar-
beit der Bundesregierung in diesem Sinne.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun der Kollege Jürgen Trittin, Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich

glaube, Herr Kollege Kauder, Sie haben versucht, durch
Lautstärke einen tiefen Zwist in Ihren eigenen Reihen zu
übertönen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Otto Fricke [FDP]: Das ma-
chen Sie ja nicht!)

Liebe Frau Merkel, wir haben Sie um diese Regie-
rungserklärung gebeten, weil wir der Auffassung sind,
dass dieses Haus ein Anrecht darauf hat, in einer, wie
wir finden, dramatischen Situation über die Handlungs-
vorschläge, Alternativen und konstruktiven Ideen der
Bundesregierung zur Lösung dieser Krise informiert zu
werden. Mein Eindruck ist, dass Sie mit Ihrer Regie-
rungserklärung der Dramatik der Situation überhaupt
nicht gerecht geworden sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [DIE LINKE])

Das reiht sich ein in die Geschichten der letzten Mo-
nate: Ihre Orientierungslosigkeit bei der Bankenrettung,
Ihr Zögern bei der Griechenland-Hilfe, Ihre falschen Ver-
sprechungen, Weiteres würde nicht folgen, Ihre ultimativ
vorgetragenen Forderungen nach Stimmrechtsentzug,
nach Rausschmiss Einzelner aus der Euro-Zone – all dies
war nicht nur europapolitisch fragwürdig, sondern es hat
die Krise auch verschärft und nicht vermindert. Das ist
das Problem.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Man könnte sagen: Das ist nicht so schlimm; denn wir
haben ja noch einen Bundesaußenminister.

(Zuruf von der SPD: Was?)

Liebe Kollegin Homburger, da Sie auf die Geschichte
verwiesen, möchte ich auf eines aufmerksam machen,
was Ihre Verantwortung und Ihre Ideen angeht: Der jet-
zige Bundesaußenminister hat am 4. Juli 2002 hier eine
Rede gehalten.

(Otto Fricke [FDP]: 2002?)

– Da war er noch Ihr Fraktionsvorsitzender, Herr Fricke,
wenn Sie sich noch daran erinnern; ich weiß, Sie wollen
ihn loswerden, aber das ist die geschichtliche Wahrheit.

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

In dieser Rede hat er, als Vorhalt gegenüber der dama-
ligen Bundesregierung, gesagt:

… dann reden wir über 6,5 Prozent Wirtschafts-
wachstum wie beispielsweise in Irland. … Der
Grund ist ganz einfach: Irland hatte wie wir eine
Staatsquote von etwa 50 Prozent, nach Jahren be-
trägt die Staatsquote jetzt etwa ein Drittel. Da müs-
sen wir in Deutschland auch hin …

Von Irland lernen heißt siegen lernen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Das waren nicht unsere Rezepte, sondern Ihre Re-
zepte, und das ist der Grund, warum wir Irland heute ret-
ten müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN – Ernst Hinsken
[CDU/CSU]: Warum schreien Sie denn so?)

Nun kommt derselbe als Bundesaußenminister und
erklärt öffentlich, Deutschland dürfe nicht zum Zahl-
meister Europas werden. Meine Damen und Herren, ei-
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nen solchen Satz hätten Sie nie von einem Außenminis-
ter Steinmeier oder von einem Außenminister Fischer
gehört. Sie hätten ihn auch nie und nimmer von einem
Außenminister Kinkel oder von einem Außenminister
Genscher gehört; denn diese Außenminister haben sich
als Anwälte Europas in Deutschland verstanden und
nicht als Totalausfall.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wie gehen Sie, Frau Bundeskanzlerin und Herr
Kauder, mit den Stimmen in Ihren eigenen Reihen um?

(Zuruf von der SPD: Kubicki!)

Da gibt es Herrn Dobrindt.

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Wen?)

Er behauptet, wer für Euro-Bonds sei, der betreibe den
„Verrat deutscher Interessen“ und sei ein „Wegelagerer
Europas“. Er hat das zwar auf mich persönlich bezogen,
aber er meint natürlich jemand anderen.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Er hat 
schon Sie gemeint!)

Er meint einen Parteifreund von Ihnen, meine Damen
und Herren von der CDU/CSU-Fraktion, nämlich ein
Mitglied der Europäischen Volkspartei, den konservati-
ven, christdemokratischen Ministerpräsidenten Luxem-
burgs und Träger des Karlspreises, den Sie, verehrte
Frau Bundeskanzlerin, zum Vorsitzenden der Euro-
Gruppe gemacht haben. Dieser sei ein „Wegelagerer Eu-
ropas“. So weit ist diese Koalition mittlerweile europa-
politisch gesunken. Da hätte ich mir von Ihnen ein klä-
rendes Wort gewünscht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Wir können die Debatte auch gerne fachlich führen.
Schauen Sie sich einmal an, wer sich neben Herrn
Juncker für dieses Instrument der Euro-Bonds eingesetzt
hat. Der Chef der konservativen EVP-Fraktion im Euro-
päischen Parlament, Ihrer Schwester-, Bruder- oder Mut-
terpartei – ich weiß nicht, wie es bei Ihnen heißt –, hält
das für eine gute Idee. Der Chef der liberalen Fraktion,
der ehemalige belgische Ministerpräsident Guy
Verhofstadt – er wurde von Frau Merkel einmal als Prä-
sident des Rates ins Gespräch gebracht –,

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Sie hat ihn als
Kommissionspräsidenten verhindert! Das war
ihre europäische Großtat!)

sieht es genauso.

Sie versuchen damit, eines vergessen zu machen,
nämlich dass man Euro-Bonds durchaus so konstruieren
kann, dass sie nicht zinssteigernd, sondern zinsbegrenz-
end wirken. Man kann sie so konstruieren, dass noch ein
Rest übrig bleibt, der nur durch nationale Anleihen ge-
deckt werden kann und der einen sehr großen Druck auf
diejenigen ausübt, die diese Euro-Bonds dann in An-
spruch nehmen. Ohne dass ich mir alles, was Herr
Juncker aufgeschrieben hat, zu eigen machen will,
möchte ich sagen, dass dieser Vorschlag eines verdient
hätte: dass die Bundesregierung ihn ernsthaft prüft und
ihn nicht auf Zuruf der Bild-Zeitung einfach vom Tisch
wischt. Das ist keine europäische Verantwortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Es hätte noch etwas dazu gehört, liebe Frau Merkel.
Sie hätten der Öffentlichkeit erklären müssen, dass sol-
che Anleihen überhaupt nichts Neues sind. Womit hat
denn in den letzten Monaten die Europäische Union
Ungarn und das Baltikum vor dem Staatsbankrott geret-
tet? Durch Euro-Bonds, die aufgenommen worden sind
und bei denen wir den Zinsvorteil an diese Länder wei-
tergegeben haben. An dieser Stelle haben wir praktische
Solidarität geübt.

Was ist der europäische Krisenmechanismus, die Sta-
bilitätsfazilität? Nichts anderes. Es werden Anleihen am
Markt aufgenommen mit den Garantien der solventen
EU-Staaten, wie wir es Gott sei Dank sind und auch blei-
ben wollen. Dieser Zinsvorteil wird dann an Länder wie
beispielsweise Irland weitergegeben. Was glauben Sie,
was mit den Zinsen für Anleihen passiert, wenn es jetzt
solventere Gläubiger als Irland gibt? Sie aber haben ein
sinnvolles Instrument zur Steuerung hin zu mehr Stabili-
tät einfach vom Tisch gewischt. Das ist der Grund, wa-
rum Deutschland unter Ihrer Kanzlerschaft, liebe Frau
Merkel, mittlerweile so extrem unpopulär in der Euro-
päischen Union ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Es kommt hinzu, dass Ihnen niemand Ihre Position
glaubt. Der Hintergrund dieser Krisen ist doch nicht
überbordender Staatskonsum. Das war allein in Grie-
chenland das Problem; das ist aber nicht das Problem in
Irland, Spanien oder Portugal. Die Haushaltsdefizite in
diesen Ländern sind Ergebnisse zum Beispiel der Fi-
nanzkrise oder des Zusammenbruchs der Baubranche
nach dem Bauboom.

Wenn Sie jetzt als teutonisches Sparmonster herum-
laufen – so werden Sie in vielen Ländern der Europäi-
schen Union empfunden; es ist nicht meine Sicht –, dann
werden Sie sich einer Frage stellen müssen: Wie war das
denn im Jahr 2007? Im Jahre 2007 sind 2 Prozent unse-
rer gesamten Wirtschaftsleistung, 25 Prozent unseres ge-
samten Exportüberschusses in Spanien, Italien, Irland,
Griechenland und Portugal erwirtschaftet worden. Das
heißt, wir haben als Wirtschaftsnation gut davon gelebt,
dass andere zum Kauf unserer Produkte Kredite aufge-
nommen haben, die sie dann nicht bedienen konnten.

(Beifall der Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul 
[SPD])

Deswegen hat uns die Haltung, anderen nur Stabilität zu
predigen, aber selber konstruktive Beiträge und Lösun-
gen zu verweigern, in Europa unpopulär gemacht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)
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Wir brauchen einen Abbau der gesamtwirtschaftli-
chen Ungleichgewichte; wir brauchen eine wirkliche
Wirtschaftsunion. Das sind die Schritte, vor denen Sie
zurückschrecken. Sie kommen mit der nationalen Re-
gression à la Westerwelle oder Dobrindt nicht aus dieser
Krise heraus. Sie kommen nur mit mehr und nicht mit
weniger Europa aus dieser Krise heraus.

Es geht bei dem, was ich sage, aber nicht nur um eine
Frage der Wirtschaftspolitik. Kooperation in Europa ist
in unserem ureigenen Interesse. Für Helmut Kohl ging
es bei der Einführung des Euro um – ich zitiere – „eine
Frage von Krieg und Frieden“. Ich glaube, Helmut Kohl
hatte recht. Die Einheit Europas in Frieden basiert auf
wirtschaftlicher Zusammenarbeit. Wir müssen endlich
zu einer gemeinsamen Wirtschafts- und Steuerpolitik in
diesem gemeinsamen Europa kommen. Nur dann wird
die gemeinsame Währungsunion funktionieren. Nur
dann hat dieses Europa eine Zukunft. Lieber Herr
Dobrindt, lieber Herr Westerwelle, das ist im Interesse
Deutschlands, nicht das dumme Gerede vom Zahlmeis-
ter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Der Kollege Otto Fricke ist der nächste Redner für die

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Otto Fricke (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Kol-

lege Trittin, ich will Ihnen etwas zu der „Frage von
Krieg und Frieden“ sagen. Es gibt in der Nähe von Now-
gorod einen kleinen Gedenkstein, auf dem der Name
meines Großvaters steht: Otto Fricke. Ich will Ihnen ei-
nes sagen: Mein Vater und viele in seiner Generation
sind ohne Vater aufgewachsen. Das lag daran, dass Eu-
ropa nicht funktioniert hat. Meine Fraktion, die Koali-
tion und die Regierung haben das begriffen. Sie versu-
chen an der Stelle, den Außenminister zu geben, obwohl
Sie das nie sein werden; das müssen Sie irgendwann ein-
mal lernen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Zurufe 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oh!)

Was hat der Kollege Trittin noch gemacht? Er hat ver-
sucht, zu sagen, dass es nicht im europäischen Sinne sei,
wenn man die Interessen des deutschen Steuerzahlers
berücksichtigt. Herr Kollege Trittin, da muss ich ehrli-
cherweise sagen: Ja, so denken Sie. Sie werden das Me-
netekel von Rot-Grün, den Stabilitätspakt aufgeweicht
zu haben, nie verlieren. Da können Sie so viel wischen,
wie Sie wollen: Die grüne Farbe wird weiterhin an der
Aufweichung des Stabilitätspaktes kleben; Sie werden
weiterhin nicht in der Lage sein, an der Stelle Lösungen
zu finden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
Noch etwas – das ist auch ein Vorwurf an den Kolle-
gen Steinmeier –: Sie beschäftigen sich beim Thema Eu-
ropa immer nur mit einer Frage, nämlich mit der Frage
der Gleichheit. Das ist Ihr wesentliches Problem. Sie
sind der Meinung, wenn alles gleich ist, ist alles gerecht,
und wenn alles gleich ist, dann haben wir auch für Eu-
ropa gesorgt.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Quatsch!)

Nach diesem Motto handeln Sie auf nationaler Ebene,
indem Sie die Verschuldung hochfahren.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Oh, Herr Fricke, Sie waren schon
einmal besser!)

Das ist es, was Sie auch auf europäischer Ebene am
liebsten wollen.

Man kann an dieser Stelle nur davor warnen. Wenn
Sie für Euro-Bonds reden – Herr Steinmeier hat das ge-
tan, und Sie haben es letztlich auch getan –, dann sagen
Sie den Bürgern auch, was Euro-Bonds für den deut-
schen Haushalt bedeuten.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: 
0,3 Prozent!)

Sie bedeuten – wir konnten es in der FAZ lesen –
17 Milliarden Euro jährlich an zusätzlichen Zinsausga-
ben. 17 Milliarden Euro! Das ist das, was Sie vom deut-
schen Steuerzahler haben wollen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Sehen Sie sich einmal den
Schäuble an!)

Man muss einmal klarmachen, wer der deutsche Steuer-
zahler ist. Das sind nicht nur irgendwelche Unterneh-
men, denen Sie etwas wegnehmen wollen. Das sind
nicht nur irgendwelche fleißigen Selbstständigen oder
Arbeitnehmer, die Lohn- und Einkommensteuer zahlen.
Das ist auch der Schüler, der sich morgens etwas kauft.
Das ist auch der Rentner, der versucht, mit seiner Rente
auszukommen.

(Sören Bartol [SPD]: Peinliche Rede!)

Das sind auch diejenigen, die Mehrwertsteuer zahlen.
Das sind wir alle. Uns alle haben Sie genauso zu schüt-
zen.

Jetzt zum Thema Europa: Wenn Sie wirklich wollen,
dass wir ein zukunftsfähiges, ein starkes, ein stabiles
Europa haben, dann müssen Sie die Tatsache akzeptieren
– diese Wahrheit müssen Sie den Bürgern sagen –, dass
zu einem stabilen Europa gehört, dass man spart. Die
Bundesrepublik Deutschland hat das getan. Deswegen
spreche ich der SPD ausdrücklich meine Anerkennung
dafür aus, dass sie bei der Schuldenbremse mitgemacht
hat. Die Schuldenbremse ist der Kern. Ihre Aufgabe ist
es jetzt, nachdem Sie sie auf nationaler Ebene mitge-
macht haben – hoffentlich stehen Sie noch dazu –, dieser
Bundesregierung zu helfen, damit sie sie auch auf euro-
päischer Ebene erreicht. Ihre Verantwortung ist genauso
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groß wie die der vielen anderen Demokraten in diesem
Land.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun der Kollege Axel Schäfer für die

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Axel Schäfer (Bochum) (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Während der Kollege Fricke etwas von der SPD einfor-
derte, hat das FDP-Vorstandsmitglied Chatzimarkakis
soeben erklärt: Frau Merkel hat in der Europapolitik to-
tal versagt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das ist alles nachzulesen. Herr Chatzimarkakis ist Mit-
glied des Europäischen Parlaments.

Herr Schäffler

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auch ein FDPler!)

hat zum Thema CDU erklärt, Herr Kollege Kauder:
„Schäuble führt die EU in den Geldsozialismus.“ Das ist
die europapolitische Realität dieser Koalition.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kollege Fricke, Sie haben aus der FAZ zitiert. Ich
weiß, dass sie das Leitblatt, Ihr Leib- und Magen-Blatt
von ganz vielen auf dieser Seite des Hauses ist.

(Otto Fricke [FDP]: Aber nicht von mir!)

Passen Sie auf, wo Sie sich hinbegeben. Die FAZ hat am
Sonntag geschrieben: „Deutsche sollen wieder mehr
zahlen.“ Deutlicher wird sie im Innenteil: „Wir Deutsche
sollen noch mehr zahlen“, weil die Euro-Bonds
17 Milliarden Euro kosten. „Deshalb zurück zur
D-Mark?“ Um das Ganze zu toppen – ich zitiere noch
einmal –, stehen in der FAZ auf Seite 49 Tipps für Spe-
kulanten. Das ist die europäische Wirklichkeit einer
Leitzeitung in Deutschland, auf die Sie sich beziehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Otto
Fricke [FDP]: Immerhin bestätigen sie die
17 Milliarden!)

Nehmen wir die Situation Deutschlands in Brüssel
einmal sehr genau unter die Lupe. Viele von Ihnen und
uns sind fast jede Woche dort, reden mit Kolleginnen
und Kollegen ihrer Fraktionen und der anderen Länder.
Die Situation der deutschen Europapolitik ist so kata-
strophal – ich bin seit 1978 in vielen Funktionen dort un-
terwegs –, wie wir es noch nie erlebt haben.

Ich will Ihnen das an dem ganz simplen Beispiel der
Einlagensicherung bei den Sparkassen deutlich machen.
Das, was Sie hier im Hause mit großer Zustimmung von
Populisten hinbekommen haben, die sogenannte Subsi-
diaritätsrüge, hat viele Scherben verursacht. Diese
Scherben räumen zurzeit die Berichterstatter der EVP-
Fraktion, der Fraktion der Progressiven Allianz der So-
zialisten und Demokraten, der Fraktion der Allianz der
Liberalen und Demokraten, der Fraktion der Grünen und
der Fraktion der Vereinigten Europäischen Linken wie-
der auf, damit wir die spezifischen Interessen der Spar-
kassen auch europarechtlich geregelt bekommen. Das
bekommen wir nicht dadurch geregelt, dass wir hier so
einen Unsinn wie die Subsidiaritätsrüge beschließen.
Das hat Deutschland geschadet. Für diesen Unsinn ha-
ben Sie von den Grünen und von den Sozialdemokraten
zu Recht keine Unterstützung erhalten. Interessanter-
weise hat die Linkspartei bei diesem Punkt geklatscht.
Sie sehen, in welche Konstellationen Sie sich mit dieser
Politik begeben.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt noch etwas viel Problematischeres, liebe Frau
Bundeskanzlerin. Von Ihnen wird über Vorschläge dis-
kutiert und werden Initiativen auf den Weg gebracht, da-
bei aber von vornherein gesagt, dass sie für Deutschland
oder Frankreich nicht gelten sollen. Das Thema Stimm-
rechtsentzug ist bekanntlich nicht vom Tisch, sondern
nur auf die lange Bank geschoben worden, obwohl doch
eigentlich alle Länder gleich sind – Herr Fricke, das ist
immer noch unser Anspruch. Man bringt dann damit all
diejenigen gegen sich auf, die man braucht, wenn es um
die gemeinsame europäische Solidarität geht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Diese Forderung nach Stimmrechtsentzug ist absurd.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Ja!)

Das wäre so, als würden wir in bestimmten Situationen
in Deutschland sagen – hier sitzen Vertreterinnen und
Vertreter des Bundesrates –: Weil die finanzielle Lage im
Saarland und in Bremen höchst schwierig ist, müssen
dem Saarland und Bremen die Stimmen im Bundesrat
entzogen werden. – Das ist politisch absurd und aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen in Deutschland nicht mög-
lich.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da laufen Sie bei denen da drüben of-
fene Türen ein!)

In der EU geht so etwas auch nicht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN – Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Bring sie da drüben nicht auf
Ideen!)

Von der europäischen Bürgerinitiative über die Frage,
wie wir jetzt mit der Krise umgehen, bis zum Thema eu-
ropäische Wirtschaftsregierung, zu all diesen Punkten
gibt es von den Koalitionsfraktionen keinen Entschlie-
ßungsantrag. Wir wundern uns gar nicht darüber; denn
Sie haben dazu keine Positionen. Auch das gehört zu den
Wahrheiten der Europapolitik in diesem Hause.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich verspreche der Regierung eines: Was auch immer
Sie bei den Themen machen, an deren Behandlung das
Europäische Parlament im Rahmen der Gesetzgebung
beteiligt ist: Wir werden uns als sozialdemokratische
Fraktion des Deutschen Bundestages kooperativ mit un-
seren Kolleginnen und Kollegen im Europäischen Parla-
ment einbringen. Wir wissen aus vielen Gesprächen: Im
Europäischen Parlament – dort geht es um Mehrheiten –
haben Sie für die meisten Ihrer Vorstellungen keine Un-
terstützung. Unsere Vorstellungen entsprechen eher de-
nen der Mehrheit. Das werden wir konsequent parlamen-
tarisch nutzen, weil Europa in dieser Krise mehr
Demokratie, mehr Gemeinschaft braucht. Gemeinschaft
ist nur in europäischer Demokratie möglich. Das ist un-
ser sozialdemokratischer Weg; diesen Weg gehen wir.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Nächster Redner ist der Kollege Hans-Peter Friedrich

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! So flach, so seicht und so schlicht, wie diese De-
batte vonseiten der Opposition geführt wird, wird sie der
historischen Herausforderung und der historischen Phase
der europäischen Integration, in der wir uns in diesen
Wochen und Monaten befinden, nicht gerecht.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Heben Sie 
das Niveau jetzt an?)

In jeder Krise, so heißt es, liegt eine Chance. Ja, Kri-
sen beschleunigen Prozesse, positiv wie negativ.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Das war 
toll!)

Eine Chance liegt aber nur dann in der Krise, wenn man
Defizite benennt und sie beseitigt.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Das ist
nicht flach? – Carsten Schneider [Erfurt]
[SPD]: Genau!)

Wir haben 2008 eine Nagelprobe für unsere Banken in
Europa, in der Welt erlebt, durch die Defizite aufgedeckt
wurden. Wir haben anschließend erlebt, dass die Wirt-
schaft einer Nagelprobe ausgesetzt wurde, durch die De-
fizite aufgedeckt wurden.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Auch 
seicht! Sehr konkret!)

Wir sehen jetzt, dass die Staaten einem Stresstest ausge-
setzt werden. Dabei geht es darum, Defizite zu benennen
und zu beseitigen.

Wenn wir das tun, wenn wir Defizite aufdecken und
sie beseitigen, dann wird der Euro stärker aus der Krise
hervorgehen, als er es vorher war. Unser Euro hat in den
letzten Jahren für Stabilität in Europa gesorgt. Übrigens
haben weltweit inzwischen über 40 Länder ihre Wäh-
rung an den Euro angebunden. Wir sind auch stolz da-
rauf, dass das deutsche Modell einer unabhängigen Zen-
tralbank auf europäischer Ebene seinen Niederschlag
gefunden hat.

Lieber Herr Kollege Steinmeier, ich finde es unver-
antwortlich, dass Sie versuchen, die EZB zu beschädigen
und in den Schmutz zu ziehen.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Der Bun-
desbankpräsident war das!)

Das ist nicht in Ordnung; das ist nicht patriotisch.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Carsten Schneider [Erfurt]
[SPD]: Dass Sie das zulassen, ist eine Frech-
heit!)

Wir müssen jetzt den Beweis dafür erbringen, dass
wir auch politisch in der Lage sind, Defizite zu benennen
und zu beseitigen.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Haben Sie schon 
einmal mit Herrn Trichet gesprochen?)

Wir erleben das seit einigen Monaten in Griechenland.
Die griechische Regierung ist dabei, ihre Ausgaben um
4 Prozent und die Nettoneuverschuldung um 6 Prozent
zu reduzieren. Sie hat in all den Bereichen, in denen
Strukturveränderungen notwendig waren, Kürzungen
vorgenommen. Wir erleben das in Irland, wo die Neu-
verschuldung im nächsten Jahr massiv zurückgefahren
werden soll. Wir erleben das in Spanien und Portugal,
die in den beiden kommenden Jahren ihre Ausgaben um
jeweils 3 Prozent reduzieren werden. In jeder Krise liegt
eine Chance, wenn man die Defizite benennt und besei-
tigt. Herr Trittin, man wird natürlich nicht beliebt,

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Ja, das 
merkt man! Das zeigt Ihr Beitrag!)

wenn man Defizite aufdeckt und fordert, sie zu beseiti-
gen. Aber Europa braucht in dieser Phase keine Politi-
ker, die geliebt werden wollen, sondern Politiker, die
Verantwortung für die Stabilität in Europa übernehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Zu-
ruf von der SPD: Das sollten Sie lieber der
Bundeskanzlerin zurufen!)

Wir werden – das ist das Ziel der nächsten Tage und
Wochen – einen neuen europäischen Krisenmechanis-
mus erarbeiten, der den vorläufigen Krisenmechanismus
weiterentwickelt, der für Irland sozusagen ad hoc in ei-
ner Notsituation geschaffen wurde und sich auf den Be-
reich der Euro-Zone beschränkt, der in den Verträgen
also in einem Bereich angesiedelt ist, der nur die Euro-
Staaten betrifft; ich halte das für wichtig.

Dieser neue Krisenmechanismus wird gegenüber dem
Mechanismus, der bisher für Irland gilt, modifiziert und
verbessert; ich denke, auch das ist wichtig. Entscheidend
ist, dass auch der neue Mechanismus die Aufgabe, auf
die es ankommt, nämlich Defizite aufzudecken und zu
beseitigen, erfüllt. Das ist auch die Anforderung an den
Rettungsschirm. Dabei ist es völlig irrelevant, wie groß
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dieser Schirm ist, sondern wichtig ist, dass er die Aufga-
ben, die er wahrzunehmen hat, erfüllen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Dazu gehört auch die Beteiligung des IWF. Ich denke,
dass der Internationale Währungsfonds sowohl in Bezug
auf Griechenland als auch in Bezug auf Irland mit seiner
Expertise und seinen Möglichkeiten hilfreich gewirkt
hat.

Wir werden die Gläubigerbeteiligung einführen, die
nichts weiter bedeutet, als dass die Möglichkeit, dass ein
Staat insolvent wird und pleitegeht, aufrechterhalten
wird. Innerhalb des Mechanismus kann ein solcher Staat
allerdings aufgefangen werden, und ihm kann die Mög-
lichkeit gegeben werden, sich zu sanieren und zu ent-
schulden; das ist entscheidend.

Meine Damen und Herren, Europa geht den Weg in
eine Stabilitätsunion, und Deutschland geht voraus, zu-
sammen mit Frankreich, mit den Niederlanden, mit Ös-
terreich und all den Ländern in Europa, die größtes Inte-
resse an der Stabilität unserer gemeinsamen Währung
haben. Das gilt übrigens auch für diejenigen Länder, die
auf dem Weg zum Euro sind, zum Beispiel für Polen und
Tschechien, ob in naher oder ferner Zukunft. All diese
Staaten haben ein gemeinsames Interesse an einer stabi-
len gemeinsamen Währung. Wer gehört hat, welches
Hohelied der schwedische Außenminister vor zwei Wo-
chen auf den Euro und seine Stabilität gesungen hat, der
weiß: Man schaut auf Europa. Man schaut auf die Euro-
Zone und darauf, wie wir die Stabilität des Euros auf-
rechterhalten.

Die heilende Wirkung des Krisenmechanismus

(Lachen des Abg. Dr. Diether Dehm [DIE 
LINKE])

mit der Zielsetzung der Aufdeckung und Beseitigung
von Defiziten wäre sofort, von heute auf morgen, been-
det, wenn wir Euro-Bonds einführen würden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es irritiert mich sehr, dass die Einführung von Euro-
Bonds plötzlich sowohl vonseiten der SPD als auch von-
seiten der Grünen gefordert wird. Das gibt mir eine Vor-
stellung davon, wie das Klima wohl damals in der rot-
grünen Koalition war, als man mir nichts, dir nichts und
ohne mit der Wimper zu zucken den Stabilitätspakt auf-
geweicht hat

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Genau! Das war 
Joschka Fischer!)

und als man, ohne Widerstand zu leisten, der Aufnahme
Griechenlands in die Euro-Zone zugestimmt hat. Das ist
Ihre Politik von damals, aus der Sie bis heute nichts ge-
lernt haben. Deswegen sind wir froh, dass Sie in der Op-
position sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Von Europa
keine Ahnung!)
Die Arbeit am Wachstums- und Stabilitätspakt wird
weitergehen. Es wird auch in der Zukunft eine wichtige
Aufgabe bleiben, die Sanktionen zu verschärfen, die Sta-
tistiken noch klarer, ehrlicher und transparenter zu ma-
chen und insgesamt mehr auf Indikatoren wie die Ent-
wicklung der Gesamtverschuldung zu achten. Diese
Dinge sind nicht vom Tisch, sondern sie müssen in den
nächsten Monaten umgesetzt und politisch tragfähig ge-
macht werden.

Wir brauchen noch mehr Koordinierung. Aber Ihre
Forderung, Herr Trittin, nach einer Vergemeinschaftung
der Haushalts-, Wirtschafts- und Finanzpolitik in Europa
bzw. im Euro-Land weise ich zurück.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Nichts begrif-
fen!)

Das muss auch in der Zukunft eine Aufgabe der nationa-
len Regierungen sein, unter Kontrolle der nationalen
Parlamente.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist der Kern der Kontroverse!)

Auch künftig muss der Europäische Rat der Ort sein, an
dem die gemeinsame Koordinierung der nationalen Poli-
tiken stattfindet. Daran kann und darf es auch in der Zu-
kunft keinen Zweifel geben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Ja, wir brauchen eine stärkere Koordinierung, und wir
müssen Wege dafür finden, die Idee der deutschen Stabi-
litätskultur auf andere Staaten innerhalb des Euro-
Raums zu übertragen. Das ist ohne Frage richtig; da ha-
ben Sie recht. Ich denke, man darf dabei auch diejenigen
nicht ausschließen, die Interesse daran haben, diesen
Weg der Stabilität mit uns zu gehen, auch wenn sie den
Euro noch nicht eingeführt haben, namentlich Polen,
aber auch, wie gesagt, Tschechien und die anderen Län-
der, die dieses Interesse haben.

Die Menschen in Deutschland und in ganz Europa ha-
ben sich gewünscht, dass sie einen Euro bekommen, der
so stark ist wie die D-Mark. Der Euro ist heute stärker
als die D-Mark.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Gerade weil
er so stark ist, können Sie die Euro-Bonds ma-
chen!)

Dafür, dass er das auch bleibt und dass er weiterhin die
stabile Währung ist, auf die übrigens viele auch außer-
halb von Europa ihre Hoffnung setzen, bürgen Angela
Merkel und diese Bundesregierung mit ihrem Kurs.

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, deswegen wün-
schen wir Ihnen alles Gute, viel Glück und eine glückli-
che Hand bei der Aufgabe, die Ihnen in den nächsten
beiden Tagen bevorsteht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Präsident Dr. Norbert Lammert:
Dr. Diether Dehm ist der nächste Redner für die Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Diether Dehm (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Viel zu kurzfristig hat der Bundestag erfahren, dass
morgen auf dem Europäischen Rat ein Beschluss zur
Änderung des Vertrages über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union – AEUV – gefasst werden soll. Das ist
ganz sicher ein Vorhaben nach dem Zusammenarbeitsge-
setz. Hier spreche ich Sie an, Herr Lammert, der Sie
sich, wie man hört, auch in Ihrer Partei oft beherzt für
die Rechte nach diesem Zusammenarbeitsgesetz einset-
zen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Das ist bei uns ganz 
normal und nichts Außergewöhnliches!)

Darüber hätte die Bundesregierung den Bundestag recht-
zeitig informieren müssen,

(Beifall bei der LINKEN)

und sie hätte dem Parlament rechtzeitig die Möglichkeit
zur vorherigen Stellungnahme geben müssen. Das hat
sie nicht getan. Frau Bundeskanzlerin, damit haben Sie
ein weiteres Mal Ihre gesetzlichen und verfassungsmäßi-
gen Pflichten grob verletzt.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Vertrag von Lissabon ist jetzt gerade einmal ein
Jahr in Kraft. Alle Probleme der EU sollten damit gelöst
werden, und er sollte lange Zeit unverändert bleiben.
Das verkündeten die Bundesregierung, aber auch SPD
und Grüne damals mit viel Pathos. Das alles ist jetzt
Schall und Rauch. Schon jetzt ändern Sie das Vertrags-
recht radikal, indem Sie die Bail-out-Klausel außer Kraft
setzen.

Die Ursachen für die Finanzkrise bleiben also unan-
getastet, zum Beispiel dieser irrsinnige Art. 63 AEUV,
wodurch jegliche Beschränkung des turbokapitalisti-
schen Finanzverkehrs verboten wird. Der US-Milliardär
Warren Buffett, den Sie ja oft wegen seiner Spenden lo-
ben, nannte diese Spekulationsgeschäfte – Zitat – „finan-
zielle Massenvernichtungswaffen“. Sagen wir es einmal
klar: Die Profiteure von Hunger, Massenarbeitslosigkeit,
Krieg und Finanzkrise lassen Sie unangetastet.

(Beifall bei der LINKEN)

Ohne die Einführung einer sozialen Fortschrittsklau-
sel, wie Sie von Gewerkschaften, Christen, Attac und
den Linken gefordert wird, zerreißen Sie die EU. Das ist
keine Science-Fiction-Vision: Da brennende Autos in
den Vorstädten von Paris und Athen, hier gut bewachte
Paläste. Ihre EU bleibt die EU derer, die sich Parteispen-
den in Höhe der Allfinanz und der Familie Quandt leis-
ten können.

Die aggressive deutsche Exportstrategie, die durch
ein immer weiteres Herabpressen der deutschen Lohn-
stückkosten – die Lohnstückkosten und damit die deut-
schen Löhne entwickeln sich auch jetzt wieder nach un-
ten – und damit durch das Herabpressen der Kaufkraft
charakterisiert ist, schießt sich selbst ins Knie und pro-
duziert immer mehr Zahlungsunfähigkeit in der EU.

Frau Homburger und Herr Fricke, Herr Kubicki hat
die FDP ja mit der DDR im Zerfallsprozess verglichen.
Ich kann Ihnen nur eines sagen: Soeben meldet n-tv, die
Südwest-FDP fordere den Rücktritt von Westerwelle.
Herr Westerwelle, ich weiß nicht, ob Sie das schon mit-
bekommen haben.

(Zurufe von der LINKEN: Er ist schon weg!)

– Der ist schon weg; das ist richtig. Einigen wir uns da-
rauf.

Eines jedenfalls ist klar: Wenn ich Sie höre, Herr
Fricke und Frau Homburger, dann kommt mir das tat-
sächlich vor wie weiland Erich Honecker – mit einer
kleinen Änderung –: Den Neoliberalismus in seinem
Lauf halten weder Ochs noch Esel auf.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn es mit dem Neoliberalismus in seinem Lauf ab-
wärts ging, haben sich schon mancher Ochs und man-
cher Esel daran versucht, diese Fahrt abwärts abzubrem-
sen. Der Neoliberalismus ist hoffnungslos verloren.

(Beifall bei der LINKEN – Otto Fricke [FDP]: 
Ich sage nur: Überholen ohne einzuholen!)

Meine Damen und Herren, wir wollen mit unserem
Entschließungsantrag ein transparentes Änderungsver-
fahren des Vertrags erreichen. Sie wollen ein sogenann-
tes vereinfachtes Verfahren, weil Sie die Öffentlichkeit
scheuen wie der Vampir das Tageslicht.

(Heiterkeit des Abg. Axel Schäfer [Bochum] 
[SPD])

Sie wollen heute eine vertragswidrige intransparente Er-
mächtigung für einen sogenannten Stabilisierungsmecha-
nismus zur Fortsetzung Ihrer EU-Politik für Ackermann
und die Superreichen.

(Otto Fricke [FDP]: Und Sie wollen über Ihre 
Zeit reden!)

Wer Euro-Bonds jetzt so dogmatisch verweigert,
treibt die EU auseinander. Sie, Frau Merkel, sind eine
Antieuropäerin par excellence.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Herr Kollege.

Dr. Diether Dehm (DIE LINKE):
Ich komme zum Schluss. – Letztlich wird diese Krise

zur Verstaatlichung des gesamten Kreditsektors führen,
nicht nur der Schrottbanken, sondern auch der Deut-
schen Bank als Diktatorin deutscher Wirtschaftspolitik
seit 1933; denn wenn Kredite das Blut der Wirtschaft
sind, dann dürfen wir die Blutbank nicht mehr länger
den Vampiren überlassen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Präsident Dr. Norbert Lammert:
Michael Stübgen ist der nächste Redner für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Stübgen (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Ich möchte am Schluss dieser Debatte versu-
chen, unsere Aufmerksamkeit noch einmal darauf zu
lenken, was morgen beim Europäischen Rat zur Ent-
scheidung ansteht. Es geht um Folgendes – Herr Dehm,
hören Sie genau zu –: Der Rat strebt eine politische Eini-
gung auf eine kleine Vertragsänderung nach Art. 48 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union
in Art. 136 AEUV, den Euro-Artikel, an. Der formelle
Beschluss über die Vertragsänderung soll im März nächs-
ten Jahres gefasst werden. Selbstverständlich werden wir
dafür sorgen, dass der Bundestag im Vorfeld – so wie es
das Integrationsverantwortungsgesetz vorschreibt – das
Einvernehmen mit der Bundesregierung zu dieser Ver-
tragsänderung herstellt. Aber wir sind jetzt schon in der
Lage, ziemlich genau über das, was geplant ist, zu disku-
tieren.

Da will ich zwei Anmerkungen machen. Ich höre stän-
dig die Behauptung, die Bundesregierung und die Koali-
tionsfraktionen hätten in den letzten Monaten keinen kla-
ren Kurs darüber gehabt, was wir in Europa ändern
müssen. Ich will Sie daran erinnern: Nachdem wir im
Mai dieses Jahres sehr kurzfristig und sehr schnell den
europäischen Rettungsschirm beschlossen haben, haben
wir von Anfang an in aller Klarheit darauf hingewiesen,
dass – erstens – dieser europäische Rettungsschirm nur
ein befristetes Notinstrument sein kann und dass – zwei-
tens – wir darangehen müssen, im sekundärrechtlichen
Teil des Vertrages den Stabilitätsvertrag deutlich zu ver-
schärfen, deutlich zu verändern. Aber wir haben auch
von Anfang an klargemacht, dass es notwendig sein wird,
eine Vertragsänderung anzustreben.

(Otto Fricke [FDP]: Sehr wahr!)

Ich kann mich daran erinnern, dass viele Leute in
ganz Europa gesagt haben: Bloß keine Vertragsände-
rung; das ist alles sehr kompliziert. – Wir haben daran
festgehalten, dass es sein muss.

Was ist seit Mai/Juni dieses Jahres passiert? Seit Sep-
tember liegt der Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion, das sogenannte Governance Package, vor, eine An-
zahl von Verordnungen und Richtlinien, die zu einer
nachhaltigen Verschärfung des Stabilitätspakts in Europa
führen werden. Es gibt seit Oktober einen einstimmigen
Vorschlag der Task Force des Europäischen Rates, der in
einzelnen Teilen minimal anders ist als der Vorschlag der
Europäischen Kommission. Wir werden in der Lage sein,
bis zum Sommer des nächsten Jahres – so ist der Zeitplan
des Europäischen Parlaments, der Fachministerräte und
der Europäischen Kommission – diese sekundärrechtli-
che Änderung durchzusetzen. Das ist ein Quantensprung
in unserem Bemühen darum, in Zukunft ähnliche
Schwierigkeiten und Katastrophen auf den Finanzmärk-
ten bzw. ähnliche Verschuldungssituationen in Mitglieds-
ländern und Euro-Ländern verhindern zu können. Darauf
muss man hinweisen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Des Weiteren haben wir immer gesagt, dass es nicht
ausreichen wird, nur sekundärrechtliche Änderungen
vorzunehmen, sondern um eine dauerhafte Einrichtung
des Stabilitätsmechanismus zu ermöglichen, der ausrei-
chend vertraglich fixiert ist, und um dauerhaft in der
Lage zu sein, notleidenden Staaten zu helfen, müssen
wir auch eine Vertragsänderung anstreben. Genau diese
kleine Vertragsänderung wird diskutiert.

Die Euro-Gruppe und der letzte Ecofin-Rat haben sehr
konkrete Vorschläge gemacht, die in etwa auch morgen
zur Debatte und zur Beschlussfassung vorliegen werden.
Das führt dazu, dass wir zum einen den Stabilitätsmecha-
nismus dauerhaft sichern. Zum Zweiten wollen wir fest-
legen, dass bei Verlust der Schuldentragfähigkeit eines
Euro-Mitgliedslandes ein geordnetes Umstrukturierungs-
verfahren mit Einbeziehung der privaten Gläubiger er-
möglicht und auch in den Zusatzverträgen vertraglich
festgelegt wird.

Diese Vertragsänderung wollen wir bis zum Jahr 2012
umsetzen. Wir sind dabei auf einem guten Weg. Vor we-
nigen Wochen allerdings – das muss ich ehrlich sagen –
sah es nicht so aus, als ob wir dazu in der Lage sein wür-
den.

Wirklich verwirrend und schwierig ist aber in der öf-
fentlichen Diskussion zurzeit die Tatsache, dass es eine
unüberschaubare Vielzahl von mehr oder weniger durch-
dachten Vorschlägen gibt, wie man mit der Euro-Krise
umgehen könnte. Ich will nur auf zwei Tickermeldungen
von heute Morgen hinweisen. Reuters schreibt: „Steinbrück
und Steinmeier plädieren für Eurobonds“. Zeitgleich
schreibt die dapd, Steinmeier habe im ZDF-Morgenma-
gazin gesagt, mit Euro-Bonds sei das Problem nicht zu lö-
sen. – Es scheint ja sehr gradlinig zu sein, was Sie wollen.

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Sie hät-
ten eben zuhören müssen! Da habe ich es ge-
sagt!)

Wir haben heute von Herrn Steinmeier gehört, dass er
sich für limitierte Euro-Bonds ausspricht. Haben Sie den
Vorschlag von Jean-Claude Juncker nicht gelesen? Darin
geht es um limitierte Euro-Bonds. Also wollen Sie die
Euro-Bonds, wie Juncker sie vorschlägt. Des Weiteren
fordern Sie einen intelligenten Haircut. Haben Sie nicht
gelesen, was die Euro-Finanzminister beschlossen ha-
ben? Das geplante Vorgehen bei Verlust der Schulden-
tragfähigkeit eines Landes sieht einen intelligenten Hair-
cut vor. Was wollen Sie mehr? Sie könnten dann doch
– aber dazu werden Sie sich sicherlich nicht durchringen
können – unseren Vorschlägen zustimmen.

Ich will noch kurz auf einen breit diskutierten Vor-
schlag eingehen, den der Premierminister von Luxemburg,
Jean-Claude Juncker, vor kurzem gemacht hat: die Ein-
führung der sogenannten Euro-Bonds. Im Übrigen ist die-
ser Vorschlag von Jean-Claude Juncker nahezu identisch
mit dem Vorschlag des Brüsseler Instituts Bruegel.
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Gestatten Sie mir drei kurze Anmerkungen dazu – das
muss man wissen, bevor man lauthals Euro-Bonds for-
dert –: Erstens würde die Einführung der Euro-Bonds
eindeutig eine große Vertragsänderung bedeuten. Wir
bräuchten dazu auf europäischer Ebene einen Konvent,
eine Regierungskonferenz

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Die werdet 
ihr sowieso machen!)

und zig verschiedene Referenden. Ich erinnere nur da-
ran, wie lange wir gebraucht haben, um den Lissabon-
Vertrag umzusetzen, der einst als Verfassungsvertrag ge-
plant war. Das dauert Jahre. Wir haben aber nicht jahre-
lang Zeit, zu diskutieren. Wir müssen jetzt entscheiden.

Zweitens – das ist schon mehrfach angesprochen wor-
den –: Wenn wir Euro-Bonds bekämen, würden sie mit
Sicherheit sofort zu einer deutlichen Steigerung der
deutschen Zinslast und damit zu Milliarden Mehrausga-
ben von Bund, Ländern und Gemeinden führen. Das
muss man den Menschen sagen, bevor man sie als kom-
mendes Heilsinstrument beschreibt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Drittens. Viele glauben – das ist eine trügerische
Hoffnung –, dass die Spekulationen plötzlich aufhören
würden, wenn wir Euro-Bonds bekämen. Ich sage Ihnen
voraus, dass das nicht passieren wird, und zwar aus fol-
gendem Grund: Jean-Claude Juncker schlägt vor, dass
sich die Euro-Bonds, das heißt die gemeinschaftliche
Absicherung, auf bis zu 40 Prozent der Verschuldung der
Nationalstaaten im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt
beziehen sollen. Die Frage ist: Was ist mit dem Rest der
Verschuldung? Nahezu alle Euro-Länder haben eine
deutlich höhere Verschuldung als 40 Prozent. Es würde
wahrscheinlich nur Tage dauern, bis es zu Spekulationen
auf den Kapitalmärkten und zu einer Diskussion darüber
kommt, ob wir nicht auf 60, 80 oder 100 Prozent gehen
müssten. Dann wäre das Dilemma schlimmer als heute.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die CDU/CSU-Fraktion unterstützt die kleine Ver-
tragsänderung als Ziel der Bundesregierung. Wir hoffen,
dass es morgen zu einer klaren und deutlichen Einigung
für diese kleine Vertragsänderung kommt.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Das ist 
keine kleine Vertragsänderung!)

Schon Anfang nächsten Jahres werden wir in diesem
Haus detailliert über die Inhalte dieser Vertragsänderung
einschließlich der Folgegesetze debattieren.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Das tarnt ihr
nur als kleine Vertragsänderung!)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Zum Schluss der Debatte erhält der Kollege

Dr. Michael Luther ebenfalls für die CDU/CSU-Fraktion
das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Michael Luther (CDU/CSU):
Herr Bundestagspräsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Europa ist uns wichtig, Europa ist richtig. Das
ist die richtige Antwort in einer globalen Welt.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Toll!)

Europa ist auf einem guten Weg.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Klasse!)

Europa hat sich bewährt und bewährt sich auch heute
noch.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Genau! –
Beifall des Abg. Dr. Diether Dehm [DIE
LINKE])

Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat alle, auch uns in
Deutschland, kalt getroffen. In Deutschland sind wir gut
aus der Krise herausgekommen, weil wir die Zeichen der
Zeit verstanden und gesagt haben: Wir müssen konsoli-
dieren und unsere Wirtschaft stärken. Das wird in
Deutschland von den Märkten honoriert.

Mit dem Blick auf Europa muss man aber feststellen,
dass die Finanz- und Wirtschaftskrise Probleme aufge-
deckt hat, die es zu lösen gilt. Aus dem, was Frau Merkel
hier vorgetragen hat und was mein Kollege Herr Stübgen
in seiner Rede gerade wiederholt hat, ergeben sich die
richtigen vernünftigen, kleinen Schritte, die jetzt getan
werden müssen, um aus den entstandenen Problemen zu
lernen und um Stabilität auf den Finanzmärkten in Eu-
ropa wiederherzustellen.

Vorhin habe ich Herrn Steinmeier zugehört. Ich fand
beeindruckend, dass er sagte: Was wir brauchen, ist ein
kräftiges Signal. – In der weiteren Rede habe ich zu-
nächst außer Kritik vonseiten der Opposition nichts wei-
ter gehört.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Sind Sie das 
kräftige Signal?)

Dann kamen allerdings zwei Vorschläge, nämlich der
intelligente Haircut und die limitierten Euro-Bonds.
Beide Vorschläge halte ich für limitiert intelligent.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Was wir in Europa brauchen, ist Solidarität. Das ha-
ben wir zum Beispiel mit dem Rettungsschirm gezeigt.
Dieser Rettungsschirm allein funktioniert jedoch nicht,
wenn er nicht mit Hausaufgaben für die betroffenen Län-
der verknüpft wird. Die europäischen Staaten, die den
Rettungsschirm in Anspruch nehmen wollen, müssen
sich mit den Fragen der Haushaltskonsolidierung und
der Konsolidierung ihrer Wirtschaft beschäftigen, wie
das auch Deutschland getan hat.

Man muss sich die Frage stellen: Warum sind die
Märkte so nervös? Sie sind nervös, weil sie sich Sorgen
über die Wirtschafts- und Finanzlage in bestimmten
Ländern machen und weil sie diese Situation beunruhigt.
Für mich stellt sich die Frage, ob uns in dieser Situation
Euro-Bonds etwas nutzen.
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Ich habe versucht, mir das Ganze an einem einfachen
Beispiel zu verdeutlichen. Stellen Sie sich vor, Ihr Sohn
erzählt Ihnen eines Tages, dass er in der letzten Zeit lei-
der einige Schulden gemacht und über seine Verhältnisse
gelebt hat. Er gibt also mehr Geld aus, als er hat.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Das sind 
Beispiele auf Bild-Zeitungs-Niveau!)

Was machen Sie dann? Sie könnten natürlich zuschauen,
wie er mit dieser Situation zurechtkommt. Das machen
Sie als Familienvater aber nicht, weil Sie sich sagen: Wir
sind eine Familie, und eine Familie ist eine Solidarge-
meinschaft, in der man sich gegenseitig hilft. – Genauso
machen wir es in der Europäischen Union.

Wie helfen Sie Ihrem Sohn? Sie überlegen mit ihm
gemeinsam, warum diese Situation eingetreten ist und
was man tun kann, um aus ihr herauszukommen.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Sie sind der 
Vater von Griechenland!)

Erst danach machen Sie sich daran, die aktuellen Finanz-
probleme in den Griff zu bekommen.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Der Vater 
der irischen Banken!)

Notfalls werden Sie das Konto Ihres Sohnes ausglei-
chen.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Des Ban-
kenplatzes Irland!)

Es gibt noch eine dritte Möglichkeit. Man könnte sei-
nem Sohn sagen: Mein lieber Sohn, ich erteile dir Kon-
tovollmacht, gebe dir meine Kreditkarte, und du kannst
so weitermachen wie bisher. – Um nichts anderes han-
delt es sich bei den Euro-Bonds.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Nein! Das
sind Euro-Bonds nicht! Euro-Bonds sind
0,2 Prozent!)

Es geht eben nicht, dass manche Schulden machen
und alle anderen dafür haften sollen. Das trägt nicht zur
Lösung der vorhandenen Probleme bei. Die Finanz-
märkte werden ihr Augenmerk darauf richten, ob die
Haushalte und die Wirtschaft in den betroffenen Ländern
in Ordnung sind oder nicht. Erst wenn die einzelnen
Wirtschaftslagen in Ordnung gebracht werden, werden
sich die Finanzmärkte beruhigen.

Ich sage an dieser Stelle ganz klar: Auf die CDU/CSU
und die FDP ist Verlass. Wir werden in Solidarität mit
den anderen europäischen Staaten uns darum bemühen,
dass die Solidargemeinschaft Europa funktioniert. Aber
wir werden jede Solidarität an die Erfüllung der richti-
gen und notwendigen Hausaufgaben knüpfen. Wir unter-
stützen ausdrücklich Frau Merkel auf dem vor uns lie-
genden Gipfel des Europäischen Rats. Das, was die Frau
Bundeskanzlerin vorgetragen hat, sind die richtigen
Schritte. Es geht um robuste Krisenbewältigungsmaß-
nahmen. Es geht um die Einbindung privater Gläubiger.
Es geht um eine tiefere wirtschaftspolitische Integration.
Es geht aber nicht um die Vergemeinschaftung von Risi-
ken.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Was ist denn
Solidarität anderes als die Vergemeinschaftung
von Risiken?)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Entschlie-
ßungsanträge, und zwar zunächst zur Abstimmung über
den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf
Drucksache 17/4183. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? –
Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der bei-
den Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von SPD
und Grünen bei Enthaltung der Linksfraktion abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksache
17/4184. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? –
Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Der Entschlie-
ßungsantrag ist mit den Stimmen des Hauses gegen die
Stimmen der Fraktion Die Linke abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf
Drucksache 17/4185. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? –
Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen von
CDU/CSU, FDP und Linken gegen die Stimmen von
SPD und Grünen abgelehnt.
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